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Uwe Thaysen

Mehrheitsfindung im Föderalismus

Thesen zum Konsensualismus der westdeutschen Politik

I. Einleitung
In der Bundesrepublik Deutschland wird die
Geltungskraft des Mehrheitsprinzips sowohl
normativ als auch faktisch in Zweifel gezo-
gen: Die Mehrheit sei nicht mehr legitimiert,
ihre aktuelle Entscheidungsbefugnis (z. B. für
nicht mehr revidierbare technische Entwick-
lungen) auch tatsächlich in Anspruch zu neh-
men. Für eine zunehmende Zahl weitreichen-
der Entscheidungen seien größere als ,nur‘
einfache Mehrheiten erforderlich. Mit einer
Reihe unterschiedlicher Argumente wird den
durch Wahlen legitimierten Mehrheiten der
Bundesrepublik mehr oder weniger direkt ein
unbedachter, unsensibler bis rücksichtsloser
Dezisionismus vorgeworfen: Allzu schnell
und allzu leichtfertig würden sie von ihren
jeweiligen 50 plus x Prozent Gebrauch ma-
chen — und sei x auch nur kaum mehr als
(„Mehrheit ist Mehrheit"). Arroganz der
Macht beseele

1

die Regierungsmehrheiten;
„als Brecheisen gegenüber abweichenden
Minderheiten würden sie die Mehrheitsregel
einsetzen; an Stelle „des flexibleren Prinzips
des politischen Kompromisses“ gar schneidi-
gen Gebrauch machen von der „Guillotine der
Mehrheitsentscheidung" 1).

1 Es handelt sich um die überarbeitete Fassung
eines Vortrages, der am 9. November 1984 in Rom
auf einer gemeinsam von der Lelio-E-Lisli-Basso-
und der Friedrich-Ebert-Stiftung veranstalteten Ta-
gung gehalten wurde. Für den Vortragszweck wur-
den die wichtigsten Aussagen in Thesenform ge-
faßt Den Teilnehmern, besonders den Diskutanten
der Gründungssitzung der Sektion „Vergleichende
Regierungslehre" der Deutschen Vereinigung für
Politikwissenschaft, danke ich für eine Überprü-
fung dieser Thesen am 30. Mai 1985 im Institut für
Politische Wissenschaft der Universität Hamburg.
V ' g1 Bernd Guggenberger/Claus Offe, Politik aus
der Basis — Herausforderung der parlamentari-
schen Mehrheitsdemokratie, in: An den Grenzen
der Mehrheitsdemokratie. Politik und Soziologie
der Mehrheitsregel, Opladen 1984; vgl. in diesem
sammelband besonders die Beiträge von Claus
Cles Politische Legitimation durch Mehrheitsent-

scheidung?, und von Bernd Guggenberger, An den
Grenzen der Mehrheitsdemokratie, sowie ders„ Die
neue Macht der Minderheit Die Zitate ebd„ S. 131,
(s."sggenberger/Offe, Politik aus der Basis

Die verfassungsrechtlichen und demokratie-
theoretischen Argumente dieser Kritik an
den .Altparteien“ (CDU, CSU, SPD, FDP) wur-
den bereits formuliert2). Stimmt der empiri-
sche Teil der Kritik? Gehen die Mehrheiten
der Bundesrepublik wirklich so mit ihren
Möglichkeiten zu Werke, wie es in dieser Kri-
tik zum Ausdruck gelangt? Können sie so ver-
fahren, wenn sie es wollen? Ich werde diese
Fragen entschieden verneinen, indem ich den
stark konsensualistischen Grundzug der „eta-
blierten“ Politik erläutere. Gerade dieser
starke Konsensualismus war Anlaß und Vor-
aussetzung für das Entstehen und Anwachsen
einer vehementen Fundamentalopposition
gegen die Praxis der westdeutschen „parla-
mentarischen Mehrheitsdemokratie“. Das
Wort „Mehrheitsdemokratie" ist für diese
Fundamentalkritiker keine Tautologie: Für
sie sind „Demokratie und Mehrheitsherr-
schaft ... keine deckungsgleichen Begriffe"3).
Die theoretische Provokation ihrer Aufkündi-

Um Mißverständnissen zu begegnen: Weder sollen
Guggenberger und Offe hier als Sprecher grüner/
alternativer Parteipolitik reklamiert werden (was
schon wegen der diffusen Programmatik der GRÜ-
NEN/ALTERNATIVEN Schwierigkeiten bereiten
dürfte), noch sollen im folgenden ihre Darlegungen
detaillierter behandelt werden. Insbesondere soll
nicht behauptet werden, beide (mindestens aber
Guggenberger, An den Grenzen der Mehrheitsde-
mokratie. a. a. O„ S. 124) sähen nicht die nachfol-
gend dargelegte Alltagspraxis der Bundesrepublik.
Verwunderlich ist nur, daß manche ihrer Einlas-
sungen gleichwohl solcherlei Einsichten beiseite
zu wischen scheinen und pointierte Formulierun-
gen der hier zitierten Art ermöglichen, mit denen
sie zu prominenten Vertretern bestimmter grüner/
alternativer Argumentationen avancierten. Nur ei-
nem dieser Topoi gilt die Aufmerksamkeit dieses
Beitrags.
2) Vgl. die Aufsätze von Christian Graf von
Krockow, Parlamentarische Mehrheitsdemokratie.
Zum Beitrag von Guggenberger und Offe in B 47/
83, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/84;
Heinz Sahner, Wer fordert die demokratische
Mehrheitsdemokratie heraus? Anmerkungen zu:
Bernd Guggenberger/Claus Offe (Hrsg.), An den
Grenzen der Mehrheitsdemokratie (Anm. 1).
3) Guggenberger/Offe (Hrsg.), Politik aus der Basis
(Anm. 1), S. 12.
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gung einer Allgemeingültigkeit ist weniger
aufregend als die politische Provokation;
diese liegt darin, daß den gewählten Mehrhei-
ten die demokratische Legitimität bestritten
wird.

Ich möchte meine Antwort auf die genannten
Vorwürfe aus einem einzigen Blickwinkel be-
gründen: aus den Wirkungen, die der west-
deutsche Föderalismus für die politische Wil-
lensbildung hat

II. Grundstruktur des westdeutschen Föderalismus
I

In der Bundesrepublik Deutschland ist Föde-
ralismus als Gestaltungsprinzip der Staatsor-
ganisation unabänderlich verankert (Art 79
Abs. 3 GG). Die Alliierten, aber auch — später
und zum Teil unterschiedlich — die deut-
schen Väter der Verfassung (des Grundgeset-
zes von 1949) hatten aus ihren schlimmen Er-
fahrungen mit dem nationalsozialistischen
Führerstaat die pluralistisch fundierte, gewal-
tenteilende Konsequenz gezogen, erstens
Preußen klein zu halten und zweitens einen
auf bestandsfähige Gliedstaaten gegründeten,
in sich sowohl kräftigen als auch kräftig aus-
differenzierten Bundesstaat zu etablieren4).
Das ist ihnen gelungen — wenngleich anders
als erwartet Die Zuständigkeiten zwischen
dem Bund als Gesamtstaat und den Bundes-
ländern als Gliedstaaten sind in der Weise
verteilt, daß jeweils die Kompetenzen des
Bundes aufgeführt sind. Was nicht genannt
ist, bleibt Sache der Länder. Diese Primärzu-
ständigkeit der Länder ist im Grundgesetz gut
abgesichert (Art 30 GG). Aber schon die Evi-
denz eines internationalen und historischen
Vergleichs läßt das Auseinanderklaffen aller
normativ begründeten Erwartungen auf föde-
rative Vielfalt einerseits und der westdeut-
schen Verfassungswirklichkeit andererseits
erkennen.

4) Vgl. Udo Wengst, Staatsaufbau und Regierungs-
praxis 1948—1953. Zur Geschichte der Verfas-
sungsorgane der Bundesrepublik Deutschland,
Düsseldorf 1984, S. 212 ff.
5) Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungs-
rechts der Bundesrepublik Deutschland, Heidel-
berg/Karlsruhe 1984’4, zit. nach der 3. Auflage,
Karlsruhe 1969, S. 88; ders., Der unitarische Bundes-
staat, Karlsruhe 1962.

6) Ders., Grundzüge des Verfassungsrechts
(Anm. 5), S. 88.
7) Vgl. unter den jüngeren Arbeiten Joachim Jens
Hesse (Hrsg.), Politikverflechtung im föderativen
Staat, Baden-Baden 1978; Roman Loeser, Die bun-
desstaatliche Verwaltungsorganisation in der Bun-

These 1: Die starke Verfassungsgarantie der
Eigenstaatlichkeit der Länder hat nicht zur
Auseinanderentwicklung und Profilierung ei-
genstaatlicher fndividualitäten geführt; viel-
mehr gibt es einen Trend zur Vereinheitli-
chung aller Lebensverhältnisse, zur „sachli-
chen Unitarisierung“5). .
Seit die von Fürsten geschaffene feudal-bün-
dische Grundlage des Föderalismus 1919 fort-
fiel, ist die „Unitarisierung“ kaum mehr aufzu-

halten gewesen; nicht unter den besonderen
Bedingungen deutscher Geschichte und Poli-
tischer Kultur, nicht unter den Maßgaben der
gegenwärtigen Sozialstruktur, erst recht nicht
unter den Voraussetzungen der sozialstaatli-
chen Ansprüche und auch nicht einmal unter
den verfassungsrechtlich gegensätzlichen Ab-
sichten des Grundgesetzes. Anders als in der
kleinräumigen, aber mehrsprachigen Schweiz
aus 26 Gebietskörperschaften, anders auch als
auf dem Kontinent der 50 amerikanischen
Einzelstaaten sind in der Bundesrepublik die
„wesentlichen Grundlagen konkret-geschicht-
licher Eigenständigkeit der Länder"6) weitge-
hend verloren. Trotz emphatischer verfas-
sungsrechtlicher Betonung der Primärzustän-
digkeit der Länder sind ihnen nur noch
schrumpfende Reservate relativ hoher Auto-
nomie (Kultus, Polizei, Schulwesen, Verwal-
tung, Kommunalverfassung) geblieben. Es
sind dies Gebiete, auf denen den Ländern
auch durch das Grundgesetz eine ausschließ-
liche Gesetzgebungskompetenz Vorbehalten
ist (Art 70 GG).
These 2: Das traditionelle Substrat der Eigen-
staatlichkeit der Länder — fndividualität und
Entscheidungsautonomie — schwindet da-
hin.
Das Grundgesetz hat den Ländern zwar staat-
liche Primärzuständigkeit eingeräumt, gleich-
zeitig aber die einzelnen Länder dadurch „ent-
machtet“, daß es ihnen — gebündelt via Bun-
desrat — überragenden Einfluß auf die ver-
einheitlichende Gesetzgebung des Bundes er-
öffnet.
These 3: Es hat sich eine spezifisch bundesre-
publikanische Paradoxie des Föderalismus
entwickelt: Je stärker die Mitwirkung der un-
tereinander kooperierenden westdeutschen
Gliedstaaten („Selbstkoordination der Län-
der")7), desto schwächer die Autonomie und
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damit die Individualität der Länder8). Und
umgekehrt: Was die einzelnen Länder an je-
weiliger Autonomie verloren haben, das ha-
ben sie (zusammen) an Mitwirkungspotential
gegenüber dem Cesamtstaat — an Potential
also zur Mehrheitsbildung in derBundesrepu-
blik — dazugewonnen.

1984, S. 2. Diese Feststellung gilt rückwirkend min-
destens für den Zeitraum seit 1969 und in dem Sin-
ne, daß die parteipolitischen Positionen seit dieser
Zeit im Bundesrat deutlicher ausgefochten werden.
Heinz Kühn (SPD), 1971 Präsident des Bundesrates,
formulierte diesen Tatbestand in seiner Antritts-
rede am 12. 11. 1971, die Mitglieder des Bundesra-
tes und sich selbst einschließend, indem er davon
sprach, daß „wir ja Landesväter und Parteisöhne
zugleich sind“, zit. nach Alois Rummel (Hrsg.), Föde-
ralismus in der Bewährung. Antrittsreden und
Amtsperioden der Bundesratspräsidenten 1969 bis
1974, Stuttgart 1974, S. 183.
12) Vgl. Roman Herzog, Der Einfluß des Bundesra-
tes auf die Gesetzgebung und Verwaltung des Bun-
des seit 1949, in: Der Bundesrat (Hrsg.), Der Bun-
desrat als Verfassungsorgan und politische Kraft.
Beiträge zum 25jährigen Jubiläum des Bundesrates
und der Bundesrepublik Deutschland, Bad Honnef-
Darmstadt 1974, S. 249. Herzogs Feststellung aus
dem Jahre 1974 gilt auch 1985 noch.
13) So die „Troeger-Kommission" im Anschluß an
Ulrich Scheuner, der den Begriff „Kooperativer Fö-
deralismus" als ein „Prinzip" bezeichnete, wonach
„dort, wo die Sachaufgaben eine einheitliche und
planend abgestimmte Zusammenarbeit aller Ebe-
nen und Träger der öffentlichen Verwaltung erfor-
dern, eine Koordination und ein Zusammenwirken
aller Beteiligten, Bund, Länder und Gemeinden,
herbeigeführt wird, daß grundsätzlich die öffentli-
che Tätigkeit in ihrem Zusammenspiel und ihrer
gemeinsamen Verpflichtung für das Wohl der Bür-
ger gesehen wird“, hier zit nach Heinz Laufer, Das
föderative System der Bundesrepublik Deutschland
(Anm. 7), S. 149.
14) Diesen Begriff verwende ich in Anlehnung an
die Charakterisierung der Bundesländer als „Ver-
waltungsstaaten" durch Hartmut Klatt.
15) Mit diesem Begriff erfasse ich die Ergebnisse
der Arbeiten von Manfred Friedrich, Landesparla-
mente in der Bundesrepublik, Opladen 1975.
16) Diesen Begriff benutze ich, die beiden vorange-
nannten Begriffe zusammenfassend, auf Empfeh-
lung von Winfried Steffani.

Folgerichtig verlagerte sich die politische Ak-
tivität auf die Kooperation der Länder unter-
einander, ferner auf die Kooperation der Län-
der mit dem Bund. Bis 1969 hatte sich ein
„Verbundföderalismus" entwickelt, den Fritz
W. Scharpf und andere eindringlich als „Poli-
tikverflechtung"9) beschrieben haben. Diese
Aktivitäten aber sind typische Aufgaben der
Exekutive. Es sind die Ministerialbürokratien
des Bundes und der Länder, welche dieses
Zusammenwirken besorgen. Der erste Präsi-
dent der Bundesrepublik, Theodor Heuss, soll
den Bundesrat als „Parlament der Oberregie-
rungsräte" charakterisiert haben10). Die Sze-
nerie des Bundesrates hat sich zwar gewan-
delt; ins Plenum dieses zweiten Gesetzge-
bungsorgans ist die erste, das heißt politische
anstelle der bürokratischen Garnitur der Lan-
desregierungen gerückt11). In den Ausschüs-

desrepublik Deutschland. Verwaltungsverflechtun-
gen zwischen Bund und Ländern, Baden-Baden
1981; ferner das grundlegende Lehrbuch von Heinz
Laufer, Das föderative System der Bundesrepublik
Deutschland, München 19855, S. 149. Grundlegend
auch das jüngst erschienene Werk von Max Fren-
kel, Föderalismus und Bundesstaat, Bd. I: Föderalis-
mus — System, Recht und Probleme des Bundes-
staates im Spannungsfeld von Demokratie und Fö-
deralismus, Bern 1984.
8) So die grundsätzliche These von Konrad Hesse;
vgl. zur verbliebenen Individualität der Bundeslän-
der Uwe Barschel, Die Staatsqualität der deutschen
Länder, Heidelberg 1982.
9)Fritz W. Scharpf/Bernd Reissert/Fritz Schnabel,
Politikverflechtung, Bd. I, Kronberg 1976, Bd. II
1977; siehe zur Charakterisierung des „Verbundfö-
deralismus" (im Unterschied zum „Dualföderalis-
mus“ und „Verflechtungsföderalismus") als einer
spezifischen, für die Bundesrepublik typischen
Form der „Mitentscheidung der Länderregierungen
an der Gesetzgebung des Bundes“ Winfried Steffa-
ni, Die Republik der Landesfürsten, in: Gerhard
A Ritter (Hrsg.), Regierung, Bürokratie und Parla-
ment in Preußen und Deutschland von 1848 bis zur
Gegenwart, Düsseldorf 1983, S. 184.

) Die genaue Fundstelle dieses Zitates war nicht
zu ermitteln; vgl. Friedrich Karl Fromme, Gesetzge-
bung im Widerstreit. Wer beherrscht den Bundes-
rat? Die Kontroverse 1969—1976, Bonn 1976, S. 211,
Fußnote 563.

) Faktisch ist der Bundesrat in den ersten Jahren
seiner Existenz eher ein „Parlament der Ministe-
rialdirigenten" gewesen. Heute kann mit dem Mini-
sterpräsidenten des Landes Bayern, Franz Josef
Strauß, gelten: „Der Bundesrat ist politischer ge-

worden"; vgl. Bundesrat, Pressespiegel vom 5.11.

sen des Bundesrates aber waltet administrati-
ver Sachverstand in einem Umfang, der nach
Auskunft eines langjährigen westdeutschen
Insiders „bis heute (1974, U. Th.) noch nicht
einmal als Frage in den Gesichtskreis der Po-
litikwissenschaft gelangt ist“ ).12

These 4: Der „Kooperative Föderalismus“113)
der Bundesrepublik ist als „Verwaltungsföde-
ralismus“'14), als „Regierungsföderalismus“15),
zusammenfassend als „Exekutivföderalis-
mus“16) zu umschreiben.
Dem circulus vitiosus der doppelten Entwick-
lung: der schwindenden Grundlage für einzel-
staatliche Gesetzgebungeinerseits und einem
andererseits zunehmenden Exekutivfödera-
lismus sind die Landesparlamente der Bun-
desrepublik besonders ausgesetzt.

These 5: Die gesetzgeberische „Entmachtung
der Landesparlamente“ ist ausgeprägtes Cha-
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rakteristikum des westdeutschen Exekutivfö-
deralismus17).

17) Siehe aus jüngster Zeit verschiedene Beiträge in
der Zeitschrift für Parlamentsfragen (ZParl), 15
(1984) 2. Die Entschließung einer von den Frak-
tionsvorsitzendenkonferenzen von CDU/CSU, SPD
und FDP berufenen interfraktionellen Arbeits-
gruppe unter dem Titel »Kompetenzen der Landta-
ge", veröffentlicht vom Landtag Rheinland-Pfalz am
9. Januar 1985, „zur Stärkung der Eigenstaatlichkeit
der deutschen Bundesländer sowie insbesondere
zur Stärkung der Stellung der Landesparlamente“
reflektiert den derzeit (noch) vorhandenen Selbst-
behauptungswillen der Bundesländer. In dieser
Entschließung werden die verfassungspolitischen
Grenzlinien des gegenwärtigen Föderalismus deut-
lich; vgl. dazu Uwe Thaysen, in: ZParl, 16 (1985) 2,
S. 179f.
18) Vgl. neben der bereits aufgeführten Literatur
Konrad Reuter, Föderalismus — Grundlagen und
Wirkungen in der Bundesrepublik Deutschland,
Heidelberg 19842, Gebhard Ziller, Der Bundesrat,
Düsseldorf 19857.

Die Institutionalisierung des Bundesrates als
„stillem Teilhaber der Regierungs- und Parla-

mentsmacht“ (Ulrich Scheuner) auf der Bun-
desebene ist Grund und Medium zugleich für
diese Entwicklung.

III. Der Bundesrat im Instanzenweg der Gesetzgebung
Der Weg eines Gesetzes in der Bundesrepu-
blik ist lang und kompliziert Nur drei Cha-
rakteristika seien hier verdeutlicht: a) die
Tendenz zur Konzentration der Gesetzgebung
beim Bund, eine Tendenz, die — mit Aus-
nahme von Kanada — in allen demokratisch-
föderativen Staaten zu beobachten ist (Max
Frenkel); b) die starke Stellung des Bundesra-
tes18) im Gesetzgebungsverfahren, eine Stel-
lung, die dieser durchaus — wenngleich an-
ders fundiert — mit anderen zweiten Kam-
mern, etwa dem US-Senat teilt; sowie c) der
überaus bedeutsame Einfluß der Länder (über
Bundesrat und Vermittlungsausschuß) auf das
Gesetzgebungsverfahren und damit auf das
strategische Verhalten der Parteien bzw. Par-
teienlager in der Bundesrepublik, ein Faktum,
das als Spezifikum der Bundesrepublik zu
werten ist

1. Verlagerung der Gesetzgebung zu Bund
und Bundesrat

Der Bund hat seine gesetzgeberische Tätig-
keit auf allen Gebieten — auch dort, wo er
zunächst nur beschränkte oder mit den Län-
dern konkurrierende Zuständigkeit beanspru-
chen konnte — entschieden ausgedehnt Vor
allem hat er seine Zuständigkeiten selbst er-
weitert: 24 der bisher 35 Grundgesetzände-
rungen betrafen die föderative Struktur der

Bundesrepublik. Die Änderungen vermehrten
nahezu ausnahmslos die Kompetenzen des
Bundes zu Lasten der Länder.
These 6: Die gesetzgeberischen Beschränkun-
gen des Bundes gegenüber den Ländern sind
im wesentlichen nur noch Selbstbeschrän-
kungen des Bundes.
Im Verlaufe seiner Geschichte ist der Bundes-
rat nicht nur in immer stärkerem Umfang in
die Gesetzgebung des Bundes einbezogen
worden. Er selbst ist, seit 1961 deutlich zuneh-
mend, als Gesetzesinitiator auf den Plan ge-
treten. In der 3. Legislaturperiode (1957-1961)
brachte er nur fünf Gesetzesentwürfe ein, das
waren 0,8% aller Initiativen. Seither steigerte
er seinen Anteil Wahlperiode (WP) um Wahl-
periode (4.WP = 1,9%; 5.WP = 3,2%; 6.WP
= 7,6%; 7. WP = 10,9%). Der Trend ist unge-
brochen: In der 8. WP (1976—1980) wurden 53
Gesetzentwürfe, in der verkürzten 9. WP
(1980—1983) 38 Gesetzentwürfe eingebracht;
zur Halbzeit der 10. WP, im Mai 1985, waren
es bereits 45. In der 9. WP wurden insgesamt
9 vom Bundesrat initiierte Gesetze verab-
schiedet, zur Halbzeit der 10. WP waren es
bereits 15. Die Zahlen der 10. WP könnten
auch etwas aussagen über die willentlich oder
gegen ihren Willen zurückgesteckte bzw.
nachlassende Initiativbereitschaft bzw. -fähig-
keit der Bundesregierung.

2. Stellung der Oppositionen von Bund
und Ländern

„Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der
Regierungen der Länder, die sie bestellen und
abberufen ... Jedes Land hat mindestens drei
Stimmen, Länder mit mehr als zwei Millionen
Einwohnern haben vier, Länder mit mehr als
sechs Millionen Einwohnern fünf Stimmen ...
Die Stimmen eines Landes können nur ein-
heitlich und nur durch anwesende Mitglieder
oder deren Vertreter abgegeben werden"
(Auszüge aus Art 51 GG). Im Bundesrat gibt
es also eine spezifische Form des imperativen
Mandats. Dieses Spezifikum des westdeut-
schen Föderalismus — das sogenannte Bun-
desratsprinzip im Unterschied zum amerika-
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nischen Senatsprinzip, demzufolge die Sena-
toren weisungsfrei sind — hat weitreichende
Konsequenzen.
Drei Instanzen haben das Recht zur Gesetzes-
initiative: Bundesregierung, Bundestag und
Bundesrat (Art 76 GG). Gesetzentwürfe von
Bundesregierung und Bundesrat folgen na-
hezu demselben Instanzenweg. Sie müssen,
darauf kommt es für unseren Zusammenhang
an, in der Regel mindestens zweimal den Bun-
desrat durchlaufen. Bei Initiativen aus der
Mitte des Bundestages — das sind nur etwa
25 Prozent — entfällt der erste Durchgang
durch den Bundesrat (Art 77 und 78 GG); die
parlamentarische Mehrheit nutzt diese Mög-
lichkeit wenn sie die Verabschiedung eines
Gesetzes beschleunigen will Meistens aber
ist das Initiativrecht des Bundestages ein In-
strument der Opposition, um gegebenenfalls
kontroverse Argumente anhand von Regie-
rungsentwürfen öffentlich darzustellen.
Die Gesetzentwürfe der Opposition reifen
nicht allein nur im Schoße der Oppositions-
fraktionen; für die Erstellung von Gesetzent-
würfen sind die Oppositionsparteien keines-
wegs verwiesen auf die im Vergleich zur Bun-
desbürokratie beschränkten Mittel und Appa-
raturen der Fraktionen und des Wissenschaft-
lichen Dienstes des Bundestages. Vielmehr
konnten die Prteien der Bundestagsopposi-
tionen noch zu jeder Zeit der westdeutschen
Geschichte auf die administrativen Apparate
der von ihnen dominierten Landesregierun-
gen und Landesbürokratien zurückgreifen.
Diese „Hilfeleistungen“ sind seit langem nicht
mehr den Zufälligkeiten der jeweils gerade
anfallenden Gesetzesmaterie und der jeweils
gerade ersichtlichen Kapazitäten der ver-
schiedenen Landesregierungen ) überlassen.
These 7: .Zwischen den Landesregierungen,
insbesondere denjenigen

19

der jeweiligen Op-
positionsparteien im Bundestag, gibt es mitt-
lerweile ein routiniertes und leistungsfähiges
System der Arbeitsteilung zur Beratung und
Unterstützung der jeweiligen Oppositions-
fraktionen im Deutschen Bundestag.“20)

22 Ebd.
22) Zur Fundstelle dieses Zitates s. Anm. 11.

Der Bundesrat nimmt auf vielfältige Weise
schon im Vorfeld der Bundesgesetzgebung

Aufschlußreich in diesem Sinne die Studie von
Heinz Laufer/Jutta Wirth, Die Landesvertretungen
in der Bundesrepublik Deutschland, München
1974.
20) Vgl. Uwe Thaysen/Wolfgang Wagner, noch un-
veröffentlichtes Manuskript für eine international
vergleichende Studie über parlamentarisches Aus-
schußwesen, siehe dort insbesondere den Ab-
schnitt über den Weg der Gesetzgebung.

Einfluß. Da er in allen Ausschüssen des Bun-
destages vertreten ist, werden die Landesin-
teressen schon in diesem frühen und wichti-
gen Stadium der parlamentarischen Gesetzes-
beratung wahrgenommen. In dem Maße, wie
im Bundesrat mehrheitlich Regierungen ver-
treten sind, in denen die Oppositionspartei
des Bundestages dominiert werden, wie oben
gezeigt ganz oder weitgehend inhaltsgleiche
Bundesratsinitiativen parallel zu den Initiati-
ven der Bundestagsopposition eingebracht
„So kann es also nicht nur einen Parallellauf
der Initiativen von Regierung und Regie-
rungsfraktionfen), sondern auch einen solchen
von Oppositionsfraktion(en) und Bundesrat
geben.“21)
These 8: Die Oppositionsparteien der Bundes-
republik — ob Bund oder Land, schwarz“oder
.rot“ — sind verfahrensrechtlich, institutio-
nell, apparativ und informativ bessergestellt
als diejenigen von Einheits- und Zentralstaa-
ten wie Großbritannien und Frankreich, auch
— mutatis mutandis — noch besser als dieje-
nigen ftaliens.

Diese These relativiert zwar nicht die These 5
von der gesetzgeberischen Entmachtung der
Landesparlamente. Sie ist aber ein Hinweis
darauf, daß die gesetzgeberische Entmach-
tung der Landesparlamente nicht — wie dies
häufig geschieht — vorschnell pauschal auf
alle Bereiche des Landesparlamentarismus
übertragbar ist: Nach wie vor sind die Landes-
regierungen parlamentarisch abhängig und
daher als Kernmannschaften der Landes-
mehrheiten zu begreifen, denen vergleichs-
weise informierte oder wenigstens informa-
tionsfähige Oppositionen gegenüberstehen.

3. Föderalismus und Parteienstaat: Landes-
väter und Parteiensöhne

Föderalismus und Parlamentarismus der Bun-
desrepublik werden überlagert von deren
Parteiensystem. Die „Landesväter“ vergessen
nicht, daß sie „Parteiensöhne“ sind22). Von
1949 bis 1969 waren die Mehrheiten in Bun-
destag und Bundesrat parteipolitisch weitge-
hend identisch: Deshalb ergaben sich zwi-
schen beiden Bundesorganen keine parteipo-
litisch bedingten Grundsatzkonflikte. Diese
Situation änderte sich 1969 mit dem Regie-
rungsantritt der sozial-liberalen Koalition:
Die SPD-dominierte Bundestagsmehrheit
stieß auf eine sogar noch zunehmend anwach-
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Tabelle 1:
Regierungskoalitionen in den Bundesländern 1969 bis 1985 (ohne Berlin)

Legende: C — CDU- bzw. in Bayern CSU-Regierung: C/F — CDU/FDP-Koalition; C/S = CDU/SPD-Koalition; S — SPD-Regierung; S/F =
SPD/FDP-Koalition

Land

Stim-
men
im

BRat

Jahr

1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985

Baden-Württemberg 5 c/s c/s c/s c c C c c c C c c c c c c c
Bayern 5 c c c c c C c c c c c c c c c c c
Bremen 3 S/F S/F s S s s S s s s s s s s s s s
Hamburg 3 s S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F s s s s s s s s
Hessen 4 s S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F s s s s
Niedersachsen 5 s/c S s S S S/F S/F c C/F c c c c c c c c
Nordrhein-
Westfalen 5 S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F S/F s s s s s s
Rheinland-Pfalz 4 C/F C/F c c C C C c c C c c c c c c c
Saarland 3 C/F c c c C C c c C/F C/F C/F C/F C/F C/F C/F C/F s
Schleswig-Holstein 4 C/F C/F c c C C c c C C c c c c c c c
CDU-Stimmen 21 21 21 21 21 21 21 26 26 26 26 26 26 26 26 26 23

davon mit
FDP-Koalition 11 8 — — — — — — 8 3 3 3 3 3 3 3 —

SPD-Stimmen 20 20 20 20 20 20 20 15 15 15 15 15 15 15 15 15 18

davon mit
FDP-Koalition 8 15 12 12 12 17 17 12 12 9 9 4 4 — — — —

sende CDU/CSU-dominierte Bundesrats-
. mehrheit (siehe Tabelle 1).

Bis zur Grenze eines geringen Übergewichts
der Oppositionsparteien im Bundesrat kann
noch ein Teil der Gesetze der Bundestags-
mehrheit (die sogenannten Einspruchsgeset-
ze) gegen den möglicherweise, aber nicht not-
wendigerweise oppositionellen Willen eines
parteipolitisch kontroversen Bundesrates ver-
wirklicht werden. Bei Einspruchsgesetzen
kann die Bundestagsmehrheit den Einspruch
des Bundesrates am Ende überstimmen und
somit das Gesetz nach ihrem Willen verab-

schieden. In der Zeit von 1978 bis 1982 hätte
der Wahlsieg der CDU in einem weiteren,
von ihr noch nicht dominierten Bundesland
genügt, im Bundesrat ein parteipolitisches
CDU/CSU-Übergewicht von mehr als zwei
Dritteln herzustellen. In einer solchen Kon-
stellation hätte die CDU/CSU-Mehrheit im
Bundesrat jedes Gesetz scheitern lassen kön-
nen, weil die Bundesregierung im Bundespar-
lament nicht über jene Zweidrittelmehrheit
verfügte, mit welcher sie die CDU/CSU-
Mehrheit im Bundesrat wenigstens bei Ein-
spruchsgesetzen hätte „überstimmen“ kön-
nen.

IV. Der Vermittlungsausschuß

Bei den anderen, zahlenmäßig weit überwie-
genden, für die Länder finanz- bzw. verwal-
tungswirksamen Gesetzen, die nicht ohne Zu-
stimmung des Bundesrates zu verwirklichen
sind, den sogenannten Zustimmungsgesetzen,
kommt dem Vermittlungsausschuß nach
Art. 77 Abs. 2 GG erhöhte Bedeutung zu. Er

setzt sich zur einen Hälfte zusammen aus
Mitgliedern des Bundestages; auch bei knap-
per Mehrheit der Regierungsparteien im
Deutschen Bundestag halten diese im Ver-
mittlungsausschuß einen Sitz mehr als die
Oppositionsparteien. Zur anderen Hälfte setzt
sich der Vermittlungsausschuß aus Mitglie-
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dem des Bundesrates zusammen; diese sind
von den Bundesländern entsprechend ihren
jeweiligen Regierungsparteien bestimmt. We-
gen des unterschiedlichen Wahlrhythmus' in
Bund und Ländern kann es nach dem Regie-
rungswechsel in einem Land oder in mehre-
ren Ländern im Verlaufe einer Legislaturpe-
riode des Bundes auch im Vermittlungsaus-
schuß zu parteipolitischen Kräfteverschiebun-
gen kommen. So ist es möglich, daß die amtie-
rende Koalition im Vermittlungsausschuß
mehr oder weniger stark dominiert. Es kann
aber auch zu einer Pattsituation kommen
oder gar dahin, daß die Opposition ein Über-
gewicht erreicht. Ein solches Übergewicht des
Oppositionslagers im Vermittlungsausschuß
hat es nie gegeben, aber von 1976 bis 1981 gab
es eine parteipolitische Pattsituation. Auf der
Bundestagsseite standen den sechs Mitglie-
dern der sozial-liberalen Koalition fünf Mit-
glieder der CDU/CSU gegenüber. Auf der
Bundesratsseite aber war das Stimmenver-
hältnis (Berlin mitgerechnet) genau umge-
kehrt: Sechs von der Union geführten Län-
dern standen fünf SPD-dominierte Länder ge-
genüber. Die 11:11-Pattsituation wurde aller-

dings durch die CDU/FDP-Regierung des
Saarlandes aufgelockert. Nach dem Regie-
rungswechsel in'Berlin 1981 verstärkte sich
das Übergewicht der CDU- bzw. CSU-regier-
ten Länder um eine Stimme zu Lasten der
SPD- bzw. SPD/FDP-regierten Länder.

Das von 1969 bis 1982 geübte „Doppelspiel“
der FDP — des Verbündeten der SPD-Regie-
rung auf Bundesebene und auf Landesebene
sowie des Verbündeten auch von CDU-Regie-
rungen auf Landesebene — schloß nicht aus,
daß sie im Bundesrat zwar bei Einspruchsge-
setzen streng „regierungstreu“ war, bei Zu-
stimmungsgesetzen aber zuweilen ostentativ
Gemeinsamkeiten mit der Bundestagsopposi-
tion pflegte.

Angesichts der Bedeutung der im Vermitt-
lungsausschuß ausgehandelten Kompromisse
ist es mehr als bedenkenswert, wenn die Ent-
scheidungen auf Grund der parteipolitischen
Konstellation in Bund und Ländern zuneh-
mend in dieser Institution fallen. Denn der
Vermittlungsausschuß arbeitet gänzlich unter
Ausschluß der Öffentlichkeit

V. Der Konsensdruck des Bundesrates auf Regierung
und Mehrheit im Bund

Die Konfrontation „Bundesrat contra Bundes-
tag“ ist in der Zeit von 1969 bis 1972, noch
deutlicher aber in der Zeit von 1976 bis 1982
übermäßig dramatisiert worden23): Die darge-
stellten Mechanismen der westdeutschen Ge-
setzgebung in Verbindung mit den parteipoli-
tischen Kräfteverhältnissen innerhalb des
Bundesrates sind dafür verantwortlich, daß
eine „Blockierung" der Bundesgesetzgebung
der SPD/FDP-Bundestagsmehrheit durch den
von CDU/CSU-regierten Ländern dominier-
ten Bundesrat nicht stattfand. Als die SPD/
FDP 1969 in Bonn Regierungsverantwortung
übernahm, waren zwar 21 der 41 „vollwirksa-
men“ Stimmen (Berliner Stimmen also nicht
mitgerechnet) CDU/CSU-geführt. Aber nur
die bayerische CSU war uneingeschränkt
Herrin ihrer eigenen Stimme; in allen ande-
ren CDU-dominierten Bundesländern regier-

24) Vgl. Friedrich Karl Fromme (Anm. 10), S. XVI
und XVII; Dieter Posser, Der Bundesrat und seine
Bedeutung, in: Ernst Benda/Werner Maihofer/Jo-
chen Vogel, Handbuch des Verfassungsrechts, Ber-
lin 1983, S. 938 ff.

23) Vgl. umfassend und grundsätzlich zu dieser
Kontroverse Friedrich Karl Fromme (Anm. 10);
Gerhard Lehmbruch, Parteienwettbewerb im Bun-
desstaat, Stuttgart 1976; ferner die kontinuierlich in
der ZParl dokumentierte Diskussion.

ten Koalitionen mit Partnerparteien der Bun-
desregierung: In Niedersachsen bis 1970 und
in Baden-Württemberg bis 1972 sogar CDU/
SPD-Koalitionen; im Saarland bis 1970 und
wieder ab 1977 bis 1985, in Niedersachsen nur
1977, in Rheinland-Pfalz und in Schleswig-
Holstein bis 1971 CDU/FDP-Koalitionen. In
den CDU/FDP-regierten Ländern gab es Ko-
alitionsvereinbarungen, denen zufolge mögli-
che „Konfrontationen mit Bundestagsbe-
schlüssen" durch „partnerschaftliche" Abstim-
mung der Landeshaltung im Bundesrat ver-
mieden werden sollten24). Schon deshalb
suchte umgekehrt auch die SPD-dominierte
Bundesregierung gleichsam indirekt — ver-
mittelt durch die FDP — Kompromisse mit
der in den Bundesländern dominierenden
CDU.
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Im letzten Jahr der Großen Koalition im Bun-
destag, 1969, haben wir auch im Bundesrat
noch jede nur denkbare Koalition: CDU/SPD,
CDU/FDP und SPD/FDP. Ab 1969 ist klar, daß
die Große Koalition auch auf der Länder-
ebene kaum verlängert werden konnte: Noch
1969 geht die erste SPD/CDU-Koalition (in
Niedersachsen) zu Ende, 1971 die zweite (in
Baden-Württemberg); seit 1972 gibt es keine
CDU/SPD-Landeskoalition mehr. Von 1976 an
ist ersichtlich, wie das parteipolitisch profi-
lierbare Potential von CDU und CSU im Bun-
desrat bis 1982 weiter anwächst. 1979 ist
Schluß mit der SPD/FDP-Koalition in Nord-
rhein-Westfalen, 1981 mit der SPD/FDP-Ko-
alition in Hessen. 1982 ist erstmals in keinem
Bundesland eine SPD/FDP-Regierungskoali-
tion mehr anzutreffen.
Die hier erfaßten Situationen unterschiedli-
cher Koalitionen und unterschiedlicher Par-
teidominanz in den Bundesländern ergeben
noch immer nicht das volle Bild der prekären
gegenseitigen Berücksichtigung der Parteien
der Bundesrepublik. Wer dieses Bild bis ins
Feinste durchzeichnen wollte, müßte zusätz-
lich darstellen, wie stark die jeweilige Domi-
nanz war bzw. ist. Er müßte z. B. in Rechnung
stellen, daß die Alleinregierung der CDU im
Saarland von 1975 bis 1977 in einer „Pattsitua-
tion“ (CDU = Stimmen gegen SPD = 22
und FDP = 3 Stimmen) zu bewerkstelligen
war und infolgedessen sowohl auf der „Tole

25

-
rierung" durch die FDP als auch auf bundes-
politischen „Vorleistungen" der Landes-CDU
beruhte25). Im Blick auf die 1986 bevorste-
hende Landtagswahl in Niedersachsen sei
hinzugefügt: Im Landtag an der Leine errang
die CDU 1982 zwar die absolute Mehrheit der
Landtagsmandate; die Mehrheit war aber
knapp (CDU = 87 gegen SPD = 63, FDP =10
und Grüne =11 Sitze). Daher schuldete die
CDU der niedersächsischen FDP, mit welcher
sie zwar kein Koalitionsbündnis einging, an-
gesichts der nächsten Landtagswahl doch von
Anfang an, also auch in der Schlußphase der
sozial-liberalen Regierungskoalition in Bonn,

25) Nie wurde jene Gesetzmäßigkeit des „parlamen-
tarischen Bundesstaates" in der Bundesrepublik
Deutschland deutlicher als in der Zeit von 1969 bis
1982, die Winfried Steffani (Anm. 9, S. 227) wie folgt
darstellt: „Im parlamentarischen Bundesstaat wer-
den die verhältnismäßig einfachen Mehrheitsstruk-
turen des parlamentarischen Systems bundesstaat-
lich relativiert... Der Sachverhalt parlamentari-
scher Bundesstaat verweigert sich den Kriterien
radikaler Demokratie."

26) Vgl. Uwe Thaysen, Grenzlinien der Regierbar-
keit 1974—1979. Fragen zum 30jährigen Bestehen
der Bundesrepublik Deutschland, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 20/79, S. 34.

Rücksichten, weil sie im Fälle einiger Stim-
menverluste in der nächsten Wahl (1986)
dringend auf die FDP als „Mehrheitsbeschaf-
fer" angewiesen sein wird.
„Wenn durch diesen Konsensdruck des Bun-
desrates tendenziell ein Allparteienpro-
gramm realisiert wurde, so erreichte die Poli-
tik der Bundesrepublik, besonders die Gesetz-
gebung der Bundesrepublik, ein sehr hohes,
die Opposition einschließendes Maß demo-
kratischer Legitimität und die Regierung
Schmidt ein sehr hohes Maß an Wählerzu-
stimmung."26) In Zentralstaaten wie Frank-
reich und Großbritannien wird die Opposition
weder institutionell noch programmatisch
auch nur annähernd so berücksichtigt wie in
der föderativen Bundesrepublik.
These 9: Der Konsensdruck des Bundesrates
entfaltet auf Bundesebene eine Tendenz zur
faktischen ,^AJlparteienmehrheit“ in Fragen
der Gesetzgebung (Gerhard Lehmbruch).
These 10: Der Konsensdruck des Kooperati-
ven Föderalismus verbreitert die Legitima-
tionsbasis der westdeutschen Politik inhalt-
lich.
Die hier angesprochene Legitimität betrifft al-
lerdings nur das Produkt der Gesetzgebung,
nicht dessen Zustandekommen. Das Ergebnis
findet vergleichsweise hohe Folgebereit-
schaft, das Verfahren aber ist weder durch
Partizipation (s. o. „Exekutivföderalismus")
noch durch Transparenz (s. o. „Verwaltungsfö-
deralismus" und Vermittlungsausschuß) noch
durch einfache Zurechenbarkeit der Verant-
wortlichkeiten (s. o. „Verbundföderalismus")
gekennzeichnet.
These 11: Wegen eingeschränkter Partizipa-
tion und deutlich begrenzter Transparenz
sind die Entscheidungsverfahren des west-
deutschen Föderalismus — im Unterschied
etwa zum schweizerischen — als „Föderalis-
mus von oben“zu charakterisieren.
Diese Thesen differenzieren die Befunde von
Gerhard Lehmbruch: unsere Wertung der Ge-
setzgebungsergebnisse steht im Widerspruch,
unsere Wertung der Gesetzgebungsverfahren
steht — wenngleich auch dies nur bedingt —
im Einklang mit derjenigen von Gerhard
Lehmbruch.
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VI. Konsensualismus und politische Ausgrenzung

These 12: Mitbedingt zwar durch eine eher
von Hegel und Rousseau als von Hobbes und
Locke geprägte Politische Kultur samt dem
entsprechenden Parlamentarismusverständ-
nis haben wir es im kooperativen Föderalis-
mus der Bundesrepublik bislang eher mit ei-
ner kooperativen als kompetitiven Opposi-
tion zu tun27).

28) So Winfried Steffani (Anm. 9). Der Titel nimmt
Bezug auf die Machtfülle der Landesfürsten im Bis-
marck-Reich. Die damalige Machtfülle der Landes-
fürsten ist für die Ministerpräsidenten der heuti-
gen Bundesländer gewiß nicht mehr gegeben. Mit
diesem Titel aber weist Steffani selbst (s. besonders
die Seiten 196 ff.) auf eine erforderliche Differenzie-
rung seiner Dichotomie hin: hie „Gesetzgebungs-",
da „Kanzlermehrheit''; auch in Sachen Kanzler-
mehrheit spielen die heutigen „Landesfürsten", wie
in diesem Aufsatz ebenfalls gezeigt, eine bedeut-
same Rolle.
2)9 Vgl. diesen Begriff bei Gerhard Lehmbruch,
Konkordanzdemokratie im politischen System der
Schweiz, in: Politische Vierteljahresschrift (PVS),
(1968) 3, S. 443—459.

Darin unterscheidet sich die Bundesrepublik
Deutschland einstweilen erheblich von
Frankreich und Italien, aber auch — trotz des
gleichen parlamentarischen Systems — von
Großbritannien. In diesen Ländern ist der po-
litische Kampf zwischen Regierungs- und Op-
positionslager (adversary politics) kontrover-
ser und unversöhnlicher als in der Bundesre-
publik. Der Pragmatismus westdeutscher Poli-
tik findet eher Entsprechungen im föderati-
ven System der USA. Einige weitere Effekte,
die ebenfalls erst im internationalen Ver-
gleich besonders deutlich werden, betreffen
nicht mehr nur die Gesetzgebungsmehrheit
Sie liegen schon im Bereich der Kanzlermehr-
heit und der Minderheiten. So erschließt eine
stärker behavioristische Betrachtung des
westdeutschen Föderalismus auch in den po-
litischen Karrierevoraussetzungen für Regie-
rungschefs entfernte Vergleichsmöglichkei-
ten zu den USA.
Wie bereits ausgeführt, sind es die Regierun-
gen der einzelnen Bundesländer, die erhebli-

27) Vgl. Hans-Joachim Veen, Opposition im Bun-
destag. Ihre Funktionen, institutioneilen Hand-
lungsbedingungen und das Verhalten der CDU/
CSÜ-Fraktion in der 6. Wahlperiode 1969—1972,
hrsg. von der Bundeszentrale für politische Bil-
dung, Bonn 1976; ferner Heinrich Oberreuter
(Hrsg.), Parlamentarische Opposition. Ein interna-
tionaler Vergleich, Hamburg 1975; Winfried Steffa-
ni, Mehr Demokratie auch für die Opposition?, in:
Frank Grube/Gerhard Richter (Hrsg.), Der SPD-
Staat, München 1977, S. 278—296. Eine typische,
der politischen Realität folgende Akzentverschie-
bung der wissenschaftlichen Beschäftigung mit der
Opposition in Deutschland ist darin zu sehen, daß
bis 1969, höchstens 1972, die Zeitschriftenaufsätze
über Opposition in der Bundesrepublik primär die
Minderheit im Deutschen Bundestag behandelten,
während danach eine Flut von Beiträgen zum
Thema „Opposition in der Bundesrepublik“ sich mit
der parteipolitischen Mehrheit im Bundesrat aus-
einandersetzte. Siehe dazu — auszugsweise — die
in der ZParl immer wieder aufgegriffene Diskus-
sion. Besondere Beachtung verdient auch die Ar-
beit von Kenneth Dyson, West Germany, The Se-
arch for a Rationalist Consensus, in: Jeremy Ri-
chardson (Ed.), Policy Styles in Western Europe,
London 1982, S. 17—46.

ches Gewicht auch auf der Bundesebene ent-
falten. Die politischen Champions unter den
Ministerpräsidenten der Länder, denen es um
den Ausbau aussichtsreicher Machtbasen für
ihren weiteren Einflußgewinn und schließlich
um Positionen in der Bundesregierung — gar
um den Kanzlerposten — geht, finden in den
Bundesländern „Trainingslager" zur Entwick-
lung ihrer politischen Fähigkeiten und zur
Entfaltung ihres politischen Ehrgeizes. Zu-
gleich sind die Hauptstädte der Länder solide
Brückenköpfe für einen möglichen Absprung
nach Bonn. Von den bisher sechs Bundes-
kanzlern der Bundesrepublik waren drei zu-
vor Regierungschefs eines Bundeslandes.

These 13: Sowohl wegen des Einflusses der
Landesregierungen und einzelner Chefs von
Landesregierungen auf die Bundespolitik als
auch wegen der spezifischen Rekrutierung
von Bundeskanzlern aus dem Kreis der Mini-
sterpräsidenten wurde die Bundesrepublik
zutreffend als „Republik der Landesfürsten “ ti-
tuliert28).

Der beschriebene Konsensdruck des Bundes-
rates und die dargelegten Tendenzen in Rich-
tung auf eine Allparteienmehrheit, minde-
stens aber in Richtung einer Konkordanzde-
mokratie29) mit kooperierender statt konkur-
rierender Opposition, bringt es mit sich, daß
erstens nur sehr wenige Gesetzesbeschlüsse
des Bundestages am Bundesrat scheitern
(1949—1969 = 1,09 Prozent; 1969—1983 =
1,86 Prozent; 1949—1985 = 1,04 Prozent; vgl.
Tabelle 2) und zweitens vergleichsweise we-
nige Gesetze den entschiedenen Widerstand
der Opposition im Bundestag fanden (vgl. Ta-
belle 3). Für die letzten drei Wahlperioden
(1972—1983) wurde der hohe Anteil einver-
nehmlicher Gesetzesentscheidungen jüngst
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Tabelle 2:

Behandlung von Gesetzesbeschlüssen des Bundestages im Bundesrat 1949 bis 1985

Legende: BR = Bundesrat, BT = Bundestag, VA — Vermittlungsausschuß. * 11 dieser Gesetze sind wegen Ablaufs der Legis-
laturperiode im VA nicht abschließend beraten worden. Dieses Faktum wird hier nicht berücksichtigt, weil davon auszugehen
ist, daß dieses durchaus auch im Sinne einer Versagung der Zustimmung gewollt war.
Quelle: Uwe Thaysen, Grenzlinien der Regierbarkeit 1974 bis 1979, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 20/79, S- ergänzt
und korrigiert (a) auf Grund der von Gebhard Ziller, Der Bundesrat Ämter und Organisationen der Bundesrepublik Deutsch-
land, Düsseldorf 19847, S. 112fL zusammengestellten Zahlen, (b) auf Grund eigener Recherchen beim Bundesrat

Legislatur
periode
des BT

1.
1949
bis

1953

2.
1953
bis

1957

3.
1957
bis

1961

4.
1961
bis

1965

5.
1965
bis

1969
1949 bi
Summe

1969
%

6.
1969
bis

1972

7.
1972
bis

1976

8.
1976
bis

1980

9.
1980
bis

1983
1969 bis
Summe

1983
%

10.

1983
17.1985 1949 bis

Summe
1985

%

vom BR bera-
tene Gesetzes-
beschlüsse 559 518 428 429 461 2395 334 516 354 139 1343 167 4905
VA vom BR
angerufen 70 59 46 34 34 243 10,15 31 96 69 17 213 15,86 — 456 9,29
Wegen Versa-
gung der Zu-
stimmung bzw.
wegen nicht
zurückgewie-
senen Ein-
spruchs nicht
verkündete
Gesetze 9 6 2 2 7 26 1,09 1 7 14 3 25 1,86 51" 1,04

Tabelle 3:
Im Deutschen Bundestag ohne Gegenstimmen verabschiedete Gesetze

Wahlperioden (WP)

l.WP
(1949 bis 1953)

7. WP
(1972 bis 1976)

8. WP
(1976 bis 1980)

9.WP
(1980 bis 1983)

7. bis 9. WP
(1972 bis 1983)

1. Verabschiedete Gesetze insge-
samt 546 516 354 139 1 009

2. Einstimmig angenommene Ge-
setze 364 219 71 654

3. Mit Enthaltung angenommene
Gesetze 14 16 8 38

4. Ohne Gegenstimmen angenom-
mene Gesetze (Summe der Ge-
setze aus 2. und 3.) 128 378 235 79 692

5. Einstimmigkeitsanteil (in Pro-
zent) 23,4 a) 70,5 61,9 51,1 64,8

a) Ohne Gegenstimmen angenommene Gesetze (in Prozent)
Quelle: Volker Nienhaus, Konsensuale Gesetzgebung im Deutschen Bundestag: Einige Zahlen und Anmer-
kungen zur 7. bis 9. Wahlperiode (1972—1983), in: ZParl, 16 (1985), 2, S. 163—169; siehe dort auch die nähere
Erläuterung dieser Tabelle. Gegenüber dieser Tabelle ist darüber hinaus wichtig zu bedenken, daß hier noch
nicht einmal die relativ vielen Gesetze erfaßt sind, die zwar mit Gegenstimmen, aber gleichwohl noch durchaus
„konsensualistisch" verabschiedet wurden, weil es sich um wenige Gegenstimmen aus dem Regierungs- bzw.
Oppositionslager handelte oder um zusammengenommen wenige Gegenstimmen sowohl aus dem Regierungs-
ais auch aus dem Oppositionslager.
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dokumentiert30). In diesem Zeitraum hat der
Bundestag mindestens zwei Drittel seiner Ge-
setze einstimmig bzw. ohne Gegenstimmen
verabschiedet. In dem Maße, in dem Gesetze
inhaltlich bedeutsamer werden, schwindet al-
lerdings die Bereitschalt der Opposition, sich
mit Gesetzesinitiativen von Regierung und
Regierungsmehrheit identifizieren zu lassen:
„Wesentliche Gesetze"31) finden schließlich zu
nur 2,5 Prozent oppositionelle Zustimmung.
Diese Zahlen lassen aber immer noch nicht
jene Kompromisse erkennen, die aufgrund
vieler, häufig hart erarbeiteter Übereinkünfte
über das Dissensfähige im Vermittlungsaus-
schuß erreicht werden. Gerade solche Über-
einkünfte stabilisieren den Grundkonsens
eher, als daß sie ihn gefährden, weil sie das
Bewußtsein stärken für den Erhalt eines
nichtkontroversen Sektors des Gemeinwe-
sens als Grundlage eines kontroversen Sek-
tors der Politik (im Sinne Ernst Fraenkels).
Der Grundkonsens soll in den letzten Jahren
einzig im Falle der Ostverträge und der Ge-
setzgebung zum Schwangerschaftsabbruch
aufgekündigt gewesen sein.

32) Vgl. Guggenberger/Offe, Politik aus der Basis
(Anm. 1), S. 14. Vgl. zur materiellen Unversöhnlich-
keit der beiden Positionen die Kontroverse zwi-
schen Guggenberger/Offe einerseits und von Krok-
kow andererseits (Anm. 1); ferner: Thomas Saretzki,
Das Mehrheitsprinzip — Demokratisches Entschei-
dungsverfahren ohne Alternative?, in: Gegenwarts-
kunde, 33 (1984) 2, S. 239—271; ders., Mehrheits-
prinzip und Grundkonsens — eine Frage der Beto-
nung?, Eine Replik auf Heinz Sahner, Wer fordert
die parlamentarische aMehrheitsdemokratie her-
aus?, in: ZParl, 16 (1985) 2, S. 256—261.
33) Vgl. Guggenberger, Die neue Macht der Min-
derheit (Anm. 1), S. 218.

These 14: Die deutsche Politik der Nach-
kriegszeit ist — im Unterschied etwa zur Poli-
tik in Großbritannien und Frankreich, wohl
auch im Unterschied zu Italien — in summa
gekennzeichnet durch einen beträchtlichen
Konsensualismus, der nicht allein, abergewiß
nicht zuletzt auf den kooperativen Föderalis-
mus der Bundesrepublik zurückzuführen ist
Die „Altparteien" — sie seien hier „alte Mehr-
heiten" genannt — waren und sind sich wei-
testgehend auch noch heute in ihren grundle-
genden Optionen einig. Zweifelsfrei lag und
liegt das Grundgesetz, liegen auch die Prinzi-
pien parlamentarischen Verfahrens im ge-
meinsamen normativen und „formalen" Wert-
konsens von CDU, CSU, SPD und FDP. Der
materielle Konsens der traditionellen Parla-
mentsparteien ist knapp, aber noch einiger-
maßen hinreichend mit dem Stabilitätsgesetz
aus dem Jahre 1967 umschrieben. In den
darin enthaltenen Zielbestimmungen der Po-
litik waren und sind sich die traditionellen

w) Vgl. Volker Nienhaus, Konsensuale Gesetzge-
bung im Deutschen Bundestag: Zahlen und Anmer-
kungen zur 7. bis 9. Wahlperiode, in: ZParl, 16 (1985)
2, S. 163—169. Für die erste Wahlperiode greift
Nienhaus auf Zahlen von Karlheinz Neunreither,
Initiativen und Abstimmungen, in: Wolfgang Kra-
lewski/K. Neunreither, Oppositionelles Verhalten
im ersten Deutschen Bundestag (1949—1953),
Köln-Opladen 1963, S. 29—106 und S. 221—288, zu-
rück.

) Zur Problematik dieses Begriffes siehe ebd.

Parlamentsparteien — vor allem in der Aus-
wahl der als politisch lösungsbedürftig be-
trachteten Probleme — (noch) einig: Wirt-
schaftswachstum, Preisniveaustabilität, au-
ßenwirtschaftliches Gleichgewicht und mög-
lichst hoher Beschäftigungsstand. Den ökolo-
gischen und psychischen Streß dieser markt-
wirtschaftlichen Leistungsverpflichtung wa-
ren und sind sie — wenngleich in unter-
schiedlichem Ausmaße — zu akzeptieren be-
reit; hierin besonders unterscheiden sie sich
von den GRÜNEN/ALTERNATIVEN, deren
materielle „Forderungen nach einer Art .Ver-
fassungsgarantie' für ökologische und lebens-
weltliche Unversehrtheitsansprüche gegen-
über den Imperativen industriellen Wachs-
tums und sozialer wie militärischer Sicher-
heit"32) Guggenberger und Offe geistesver-
wandt formulierten. Inhaltlich handelt es sich
in der Tat um den „Einspruch unbeugsamer
Minoritäten wider das gültige Fortschritts-
und Zivilisationsprogramm“33). Wer alterna-
tive Politik gegen die Zielvorstellungen der
alten Mehrheit — zumal gegen die Wachs-
tumsmaxime mit all ihren Implikationen —
formulierte, sah sich und sieht sich in der
Bundesrepublik auch heute noch weitestge-
hend isoliert, politisch „ausgegrenzt“. Die
Massivität dieser Ausgrenzung ist nicht zu-
letzt mit den beschriebenen Konsensmecha-
nismen der westdeutschen Politik zu erklä-
ren.

These 15: Dergesetzgeberische Konsensualis-
mus war eine Quelle für anwachsendes Alter-
nativ- bzw, Protestpotential.

Es mag wohl sein, daß der z. T. durchaus ge-
hegte Parochialismus vieler GRÜNER/AL-
TERNATIVER sie daran hindert, internatio-
nale Vergleiche zu bemühen und ihnen den
Blick verstellt für die weitreichenden und
eindringlichen Konsensmechanismen der
Bundesrepublik. Jedenfalls gibt es jenen
schneidigen, von Guggenberger und Offe als
Realität suggerierten 50-Prozent-plus-eins-
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Dezisionismus („Mehrheit ist Mehrheit") in
der Bundesrepublik nicht. Vielmehr zählt
„Selbstbescheidung, Mäßigung und rechtzeiti-
ges Ausklammern" durchaus zu den „Tugen-
den" deutscher Nachkriegspolitik. Wenn jetzt
von grün/alternativer Seite mehr als ein
50prozentiger Konsens gefordert wird, dann
entbehrt diese Forderung — zumindest so-
lange sie nur entscheidungstechnisch erho-
ben wird — erstens empirischer Rechtferti-
gung und zweitens der Plausibilität in bezug
auf die Konsequenzen einer gewünschten
Minderung oder gar Aufhebung der beklag-
ten .Ausgrenzung" von GRUNEN/ALTERNA-
TIVEN. Die weitere institutioneile Veranke-
rung eines solchen Mechanismus könnte nur

qualitativ andere, aber nicht minder wirk-
same Ausgrenzungen produzieren. Gäbe es
nämlich die Chance der grün/alternativen
Minderheiten, zur „neuen Mehrheit" anzu-
wachsen, so gäbe es — quod erat demonstran-
dum — kaum einen effektiveren Mechanis-
mus zur relativ friedlichen Ausgrenzung der
„alten Mehrheit“ als das „föderative Entschei-
dungsverfahren“, welches Claus Offe als er-
stes Mittel nennt, um „die Reichweite des
Mehrheitsprinzips einzuschränken und seine
pervertierten Effekte abzuschwächen"34). Das
kann aber nicht die Absicht derjenigen sein,
die nicht „ausgrenzen", sondern zwischen bei-
den Lagern „dolmetschen“ (Guggenberger)
wollen.

34) Offe, Politische Legitimation durch Mehrheits-
entscheidung? (Anm. 1), S. 178.
5) Obschon sich auch hierfür einige Indizien fin-
den ließen, siehe z. B. den alfschlußreichen Beitrag
von Werner Meyer-Larsen, Der große Treck nach
Süden, in: DER SPIEGEL, (1985) 1, S. 36 ff.

VII. Re-Föderalisierung durch „Föderalismus von oben"?

Für die jüngere Zeit verweisen die Zahlen
von Nienhaus nun allerdings auf einen Trend
zur Auflockerung des beschriebenen bisheri-
gen Konsensus der ,Altparteien" und damit
auf einen Trend zur Abflachung der tatsächli-
chen Entscheidungsmehrheiten. Diese Ent-
wicklung hat verschiedene Ursachen.
These 16: Die in jüngster Zeit häufiger darge-
legte Tendenz zur Re-Ideologisierung der
westdeutschen Parteien fördert eine spezifi-
sche „Re-Föderalisierung“ der Bundesrepu-
blik.

. „Re-Föderalisierung" nicht in dem Sinne, daß
die einzelnen Landesvölker nun plötzlich wie-
der kulturelle Individualität ausprägen wür-
den35). Wohl aber insofern, als die vermehrte
politische Veto-Macht einzelner Länder ge-
gen bestimmte politische Entwicklungen
auch tatsächlich entschieden geltend ge-
macht wird, und zwar sowohl aus Hessen und
Niedersachsen als auch — und nicht erst neu-
erdings — aus Bayern.
These 17: Es ist dies ein aus den Staatskanz-
leien der Bundesländer ventilierter Föderalis-
mus zunehmender inter- und intraparteilicher
Konkurrenz.
Abstrakt gesprochen geht es um programma-
tische Prioritätensetzungen, um persönliche
Profilierungen der kanzlerfähigen und/oder

kanzlerwilligen Regierungschefs, also um die
Besetzung und Behauptung von Einflußposi-
tionen im Spitzenrang. Die Konkurrenz/Kon-
troverse betrifft, immer noch allgemein for-
muliert, z. B. die konjunkturelle (dabei nicht
zu vergessen: parteipolitisch-wahltaktische)
Zweckmäßigkeit von Investitions- oder Sub-
ventionsprogrammen, so z. B. die Vergabe von
Bundesaufträgen militärischer und nicht-mili-
tärischer Art oder die Ansiedlung großtech-
nologischer Anlagen.
These 18: Im westdeutschen Verbundfödera-
lismus konkurrieren die Ministerpräsidenten
in der Gewährung als „Zuschußmaximieref
und als „Stimmenmaximierer".
Konkret geht es bei dieser Konkurrenz dar-
um, wessen Konzeption — z. B. für die Finan-
zierung des Krankenhausbaues oder für die
Beschäftigungsförderung — sich durchsetzt,
welche Werften — die in Bremen (SPD) oder
die in Schleswig-Holstein (CDU) — den Auf-
trag zum Bau von Fregatten und anderen Ma-
rinebooten erhalten, wo — in Dragahn/Nie-
dersachsen (CDU) oder in Wackersdorf/Bay-
ern (CSU) — eine Wiederaufbereitungsanlage
(WAA) angesiedelt wird. Einzelne Bundeslän-
der können Bundeskonzeptionen, z. B. in der
Energiepolitik, fördern; sie können diese aber
auch zu Fall bringen: so die Entscheidung der
niedersächsischen Regierung gegen Gorleben
als Standort für eine WAA so neuerdings
Hessens (SPD) und Nordrhein-Westfalens
(SPD) Bemühen um einen Ausstieg aus der
Plutoniumwirtschaft" durch Stopps für den
Weiterbau des Schnellen Brüters in Kalkar/
NRW sowie durch Verzögerungen des Baues
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nuklearer Lager jedweder Art. Die zwischen-
parteilich ausgetragene Konkurrenz schlägt
selbst auf Gebieten der Verwaltung und der
Justiz noch durch: Es ist zumindest nicht aus-
zuschließen, daß die Flick-Affäre einen ande-
ren Verlauf genommen hätte, wäre das „Flick-
Büro" in München und nicht in Düsseldorf
ansässig gesesen.
In solchen Entscheidungslagen und Konkur-
renzsituationen wächst für die Landesväter
der Anreiz zur persönlichen Profilierung —
und zwar in dem Maße, wie die Kanzlerposi-
tion nach ihrem Urteil schwach besetzt ist.
Sie wissen: Es könnte entweder zu einem in-
nerparteilichen Austausch der Nummer 1 im
Bund — und das aus ihrem Bunde — kom-
men. Es könnte aber auch zu einem Wechsel
der Nummer 1 zwischen den Parteien kom-
men. Dafür möchten die programmatisch und
persönlich Ehrgeizigsten unter ihnen wohlge-
rüstet antreten können. Dazu nutzen sie die
verfassungsrechtlich garantierten Potentiale
ihres Landes sowie die Landesorganisationen
ihrer jeweiligen Partei, die sie als „ihre“ Poten-
tiale in den Wettkampf führen.

These 19: Auch in bezug auf die Findung der
Kanzlermehrheit ist ein „Föderalismus von
oben“festzustellen: ein Föderalismus derkon-
kurrierenden Landesväter, aber gewiß nicht
einer der konkurrierenden Landesvölker. Da-
bei ist innerparteiliche Konkurrenz auf vielen
Gebieten (auch) als Konkurrenz um die zwi-
schenparteilich konkurrenzfähigste Politik zu
verstehen.
Die demokratische Rückkoppelung dieser
Konkurrenz besteht erstens in der dezentral
organisierten parlamentarischen Verantwor-
tung der Landesväter, zweitens darin, die Lan-
desväter danach zu beurteilen, wieviel (Geld)
sie als Zuschußmaximierer für ihr Land „be-
sorgen“ können. Der diesbezügliche Erfolg
bzw. Mißerfolg erweist sich drittens in den
Wahlen, welche den jeweiligen Landesvater
in seiner Fähigkeit als Stimmenmaximierer
beurteilen und damit auch etwas aussagen
über seine Zugkraft als möglicher Kanzler-
kandidat. Insoweit ist das Konfliktregelungs-
muster, zumindest insofern es sich dabei um
den zwischenparteilichen Wettbewerb han-
delt, erstens demokratisch wohlfundiert,
zweitens demjenigen des Parteienwettbe-
werbs durchaus kongruenter als von Gerhard
Lehmbruch behauptet36). Die demokratische

37) Mit diesem Terminus des Politjargons wird das
Faktum erfaßt, daß die derzeitige Bundesregierung
— im Wege vorheriger Abstimmung mit den Lan-
desfürsten ihrer Coleur — entschiedenen Ge-
brauch davon macht, sich im Bundesrat auch gegen
den Willen der SPD-regierten Länder durchsetzen
zu können. Entsprechend ist die Reaktion der So-
zialdemokraten; in einem Interview mit dem Wo-
chenmagazin DER SPIEGEL, (1984) 51, S. 26, lautet
die Frage: „Lafontaine sagt, es habe für die SPD
überhaupt keinen Sinn, in Bonn an die Regierung
zu kommen, solange die Unionsmehrheit im Bun-
desrat nicht gebrochen ist.“ Und die Anwort des
Oppositionsführers im Deutschen Bundestag (I),
Hans-Jochen Vogel: „Der Kern ist richtig,... selbst
wenn... sich die Mehrheitsverhältnisse im Bun-
desrat nicht umkehren, dann ist schon interessant,
ob sie nur noch von einem einzigen Land abhän-
gen. Da kommt 1986 auf Niedersachsen eine inter-
essante Frage zu.“

3)6 Vgl. zur entschiedenen Kritik der Lehm-
bruchschen Urteilsprämissen die beiden oben zi-
tierten Aufsätze von Winfried Steffani.

Rückkoppelung ist so sehr ausgeprägt, daß sie
als Kehrseite der vorangestellten These zu
begreifen ist

These 20: In der Konkurrenz der Landesväter
können diese sich um so besser durchsetzen,
je offenkundiger ihre — in Landtagswahlen
geprüfte, also demokratisch gemessene — Be-
währung gegenüber ihrem Landesvolk ist. Im
Föderalismus von oben geht es um die Zu-
stimmung von unten. Es ist ein Föderalismus
derpermanenten Konkurrenz um den höchst-
möglichen Konsens.
Nicht nur die „minimum winning coalition"
(W. H. Riker) der westdeutschen Gesetzge-
bung ist also föderativ zu suchen. In der Bun-
desrepublik ist auch die Kanzlermehrheit
nicht ohne Berücksichtigung der föderativen
Konkurrenz zu erreichen. Diese Konkurrenz
ist immer dann besonders ausgeprägt, wenn
erstens, wie bereits gezeigt, die Kanzlerposi-
tion zur Diskussion oder gar zur Disposition
steht, und zweitens die Stimmenverhältnisse
im Bundesrat so ausgeglichen sind, daß jeder
Landesvater mit einem potentiellen Veto —
es sei hier als „föderatives Veto" bezeichnet —
ausgestattet und in die Versuchung geführt
ist, sich durch Aktualisierung seiner Veto-
macht zu profilieren. In einer solchen Situa-
tion kann die einheitliche Stimmabgabe der
Bundesländer (imperatives Mandat/Bundes-
ratsprinzip) ihre stärkste Wirkung entfalten.
Ohne dieses imperative Mandat der Bundes-
länder ist der westdeutsche Föderalismus
nicht zu begreifen.
Umgekehrt hat es (s. o.) nur relativ kurze Pha-
sen gegeben, in denen die jeweilige Bundes-
tagsmehrheit, für sie voran die amtierende
Bundesregierung, im Bundesrat „durchregie-
ren" konnte37). Am deutlichsten war dies in
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der Zeit von 1966 bis 1969 gegeben. Auch
nach 1982 schien Durchregieren möglich. Die
CDU „verfügte" bis zur Landtagswahl im Saar-
land (10. 3. 1985) ohne die Stimmen der CSU
im Bundesrat über eine Stimme mehr als die
Hälfte (21 CDU : 15 SPD : 5 CSU). Bundes-
kanzler Kohl wertete die alleinige Mehrheit
der CDU als einen „besonderen Schatz“38), den
die CDU in den Jahren 1983/84 vergleichs-
weise sicher zu besitzen wähnte. Den Bundes-
ländern wurden von der Bundesregierung
und damit durch den Bund tatsächlich einige
Vorteile geboten39), andere angekündigt
Mußten vor 1982 alle „wichtigen“ Gesetzesin-
itiativen das offizielle Verfahren des Vermitt-
lungsausschusses durchlaufen, so stimmten
sich die CDU-regierten Länder, einschließlich
des CSU-regierten Bayerns, nach 1982 ab, be-
vor sie den SPD-regierten Ländern im Bun-
desrat möglichst geschlossen gegenübertra-
ten. Diese Abstimmung erfolgte typischer-
weise häufiger über die Parteizentrale, in wel-
cher Bundeskanzler und Landesväter eher
noch als Gleiche unter Gleichen auftreten
können, als über das Bundeskanzleramt. Der
Vermittlungsausschuß wurde zwischen 1982
und 1985 überhaupt nicht angerufen, und op-
ponierende Länder wie etwa Hessen (SPD)
wurden an ihre Pflicht zur Bundestreue erin-
nert.

38) Rheinischer Merkur vom 9. März 1985.
3)9 Vgl. Hartmut Klatt, Die Wende zum Föderalis-
mus. Neue Akzente im Verhältnis von Bund und
Ländern, in: Evangelische Kommentare, (1983) 11,
S. 606 ff; ders., Die unsichtbare Zäsur. Seit dem Re-
gierungswechsel hat der Föderalismus wieder eine
Chance, in: Die Politische Meinung, (1983) 211,
S. 45 ff. Für Klatt zeichnet sich eine „Renaissance
des Föderalismus" ab; ebd„ S. 50.
40) G. Lehmbruch, Parteienwettbewerb (Anm. 23),
S. 136.

Aber schon am 10. März 1985 verlor die CDU
die drei Stimmen des Saarlandes an die SPD.
Seither besteht ein Stimmenverhältnis von
18 CDU : 18 SPD : 5 CSU. Spätestens von die-
sem Zeitpunkt an ist das „Gleichgewichtssy-
stem“40) des spezifisch deutschen Föderalis-
mus der Parteienkonkurrenz wieder auf den
Tagesordnungen von Bund und Ländern.
Denn nicht nur Bayern ist durch diese Kon-
stellation in den Besitz der föderativen Veto-
macht gelangt Im Juni 1985 wurde aus dem
Bundesrat heraus erstmals seit 1977 wieder
von der Möglichkeit einer Anfrage an die
Bundesregierung Gebrauch gemacht Die In-
itiative kam aus Nordrhein-Westfalen, jenem
Land, in welchem ein aussichtsreicher Kanz-
lerkandidat der Opposition zuvor (am 12. Mai

1985) einen eindrucksvollen Wahlsieg errun-
gen hatte. Im Juli 1985 lag das demoskopisch
ermittelte Ansehen des potentiellen Kanzler-
kandidaten höher als das des amtierenden
Kanzlers.
These 21: Je deutlicher in historischen Di-
mensionen analysiert werden kann, desto er-
kennbarer wird, daß der Föderalismus der
Bundesrepublik nicht als unabhängige, wohl
aber als moderierende Variable westdeut-
scher Parteienkontroversen zu begreifen ist
These 22: Wir haben es in der Bundesrepublik
weniger mit einem statischen System neben-
einander in sich ruhender und auf sich selbst
konzentrierter Bundesländer zu tun als mit
einem System föderativ geformter Parteien-
konkurrenz. In diesem Sinne ließe sich zu-
sammenfassend von einem konsensorientier-
ten Konkurrenzföderalismus reden. Die Para-
doxien dieser Formel entsprechen getreulich
der komplexen Praxis westdeutscher Politik.
Die parteipolitischen Konstellationen des
Bundesrates entwickelten sich bislang vor-
zugsweise so aufeinander zu, daß sie durch
Annäherung der Kräftepotentiale und damit
Ermöglichung der föderativen Vetos den be-
schriebenen Konkurrenzföderalismus provo-
zierten und auch tatsächlich wieder produ-
zierten: Gravitation in Richtung Gleichge-
wicht. Dieses Gleichgewicht des Parteiensy-
stems und damit das beschriebende Gleichge-
wicht der Gesetzgebung ist deshalb so ver-
gleichsweise einfach herzustellen, weil es in
der Bundesrepublik die Möglichkeit der „Kor-
rektur“ von Konsequenzen aus Bundestags-
wahlen in den darauffolgenden Landtagswah-
len gibt Die Möglichkeit wurde bislang regel-
mäßig ausgleichend gegen die Bundestags-
mehrheit genutzt Man kann also feststellen,
daß es Korrekturen an der Kräftekonstella-
tion des westdeutschen Parteiensystems sind,
die den Föderalismus der Bundesrepublik
prägen. Es ist der Föderalismus einer spezifi-
schen inter- und intraparteilichen Konkur-
renz auf ansonsten hohem Konsensniveau: Es
geht nicht um „alles oder nichts“ (the winner
takes it all), sondern um Anteile, um Margina-
lien, um Akzentuierungen der politischen
Prioritäten und — keineswegs zuletzt — um
persönliche Profilierungen.
Eine Re-Föderalisierung der „Basis“, also
Rückbesinnung auf Landesidentitäten, ist nur
insofern erkennbar, als eine seit Mitte der
sechziger Jahre zu beobachtende existen-
tielle Verunsicherung der Menschen durch
technologische Entwicklungen, einschließlich
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militärtechnischer Bedrohungen, einen
„neuen Lokalismus" zur Folge gehabt hat; mit
Max Frenkel kann festgehalten werden, daß
diese existentielle Verunsicherung „ein ge-
wichtigerer Einfluß für die Erhaltung des Fö-
deralismus (ist) als alles, was der Staat mit sei-
nen Expertenkommissionen machen will oder
machen kann“41)- Den Wettbewerb der Länder
untereinander um einen ökonomisch-sozia-
len, danach und im Gefolge davon erst um
einen kulturellen Vorrang (etwa im „Nord-
Süd-Gefälle”) kann man nur bedingt als Re-
Föderalisierung der Basis werten. Geht es da-
bei doch um die Realisierung länderspezifisch

4) Max Frenkel, Der Föderalismus in der Schweiz.
Entwicklungen und Tendenzen, in: Bundesrat
(Hrsg.), Pressespiegel vom 18. Juni 1985, S. 20.

eben nicht unterschiedlicher, sondern allen
Ländern gemeinsamer Ziele: um ein Mehr an
ökonomischem, sozialem, kulturellem Fort-
schritt, um mehr Wachstum und mehr Moder-
nität als in den jeweils anderen Bundeslän-
dern.

So bleibt am Ende die Feststellung, daß —
allen Ankündigungen der Bundesregierung
zum Trotz und entgegen allen Bemühungen
interfraktioneller Arbeitsgruppen — eine Re-
Föderalisierung von der Basis her nicht statt-
gefunden hat; wohl aber haben sich die föde-
rativen Konstellationen so verändert, daß die
Länder selbstbewußter auftreten. Der partei-
politisch dominierte, konsensorientierte Kon-
kurrenzföderalismus ist seit dem Frühjahr
1985 neu belebt.
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Otfried Jarren

Kommunikationsstrukturen und Lokalmedien
auf dem Lande

Der nachfolgende Beitrag beschäftigt sich mit
einem in den sozialwissenschaftlichen Diszi-
plinen weitgehend vernachlässigten Thema:
den ländlichen Kommunikationsstrukturen
und den Medien auf dem Lande. Im Zusam-
menhang mit der Diskussion um das nach wie
vor bestehende „Stadt-Land-Gefälle", den sich
verschärfenden Strukturproblemen in ländli-
chen Räumen sowie der daraus resultieren-
den „Krise ländlicher Lebenswelten"1) ge-
winnt die Frage nach der Rückgewinnung
oder Neubestimmung der sozialen und kul-
turellen Identität in diesen Räumen an Be-
deutung. Gesucht werden Leitbilder für eine
Entwicklungsplanung, die sowohl zentral-
staatlichen Erfordernissen als auch lokalen
Interessen gerecht zu werden vermag. Ein In-
teressenausgleich setzt jedoch in den Klein-
städten und Dörfern der ländlichen Räume
eine kommunikative Infrastruktur voraus, die
der Interessenfindung und der Darstellung
dieser Interessen gegenüber übergeordneten

1)Vgl. dazu den Sammelband von K. M. Schmals/
R. Voigt (Hrsg.), Krise ländlicher Lebenswelten,
Frankfurt 1985 (i. E.).

I. Problemstellung

politisch-administrativen Entscheidungsin-
stanzen gleichermaßen dient Von den vor-
handenen Kommunikationsstrukturen und
den Informationsangeboten der Massenme-
dien hängt es ab, ob sich ein „ländlicher Loka-
lismus“ zu entwickeln vermag, der zum „Aus-
gangspunkt für das politische Engagement ei-
ner politisch sonst eher unmotivierten Land-
bevölkerung"2) werden kann. Das Vorhanden-
sein eines spezifischen ländlichen Lokalismus
kann als ein Ausgangspunkt zur Krisenbewäl-
tigung angesehen werden. Die ländlichen
Kommunikationsstrukturen und -Verhältnisse
sollen im Hinblick auf allgemeine Organisa-
tionsmuster, die die kommunikative Partizi-
pation auf den beiden genannten Ebenen be-
einflussen, näher untersucht werden. Ziel die-
ser Arbeit ist es, mit den — wenigen — vor-
liegenden Forschungsergebnissen bekannt zu
machen und Überlegungen für empirisch
orientierte Forschungsvorhaben zur Diskus-
sion zu stellen3).

II. Lokalkommunikation und Politik
Die Defizite in der empirisch ausgerichteten
lokalen Kommunikationsforschung sind, trotz
verstärkter Bemühungen seit Beginn der sieb-
ziger Jahre, nach wie vor groß. Vor allem fehlt
es an einer interdisziplinär ausgerichteten
empirischen Forschung und an hinreichenden
Bemühungen innerhalb der mit dem For-
schungsgegenstand befaßten Disziplinen
(Stadt- und Gemeindesoziologie, lokale Poli-
tikforschung, Publizistikwissenschaft) um eine
wechselseitige Berücksichtigung von vorlie-
genden Ergebnissen. Innerhalb der Publizi-
stik-/Kommunikationswissenschaft konzen-
trierte man sich weitgehend auf die lokale
Tageszeitung und erst in einigen jüngeren Ar-
beiten wurde die ausschließlich medienzen-

Die Untersuchungsperspektive
trierte Vorgehensweise zumindest partiell
aufgegeben und der Versuch unternommen,
das Zusammenspiel zwischen Sozial-, Kom-
munikations-, Interessen- und Medienstruk-
tur zu analysieren ). Innerhalb der vorrangig
medienorientier

4

ten Forschung sind wiederum
deutliche Defizitbereiche auszumachen, denn
andere lokale Medien außer der Tageszei-
tung, also Amts- und Gemeindeblätter, Anzei-

2) R. Voigt, Aktionsbedingungen politischer Teil-
habe im ländlichen Raum, in: R. Roemheld/H. Zie-
linski (Hrsg.), Kommune im Aufbruch, Frankfurt
1983, S. 156.
3) Vgl. zu den publizistik-/kommunikationswissen-
schaftlichen Aspekten O. Jarren, Publizistisch un-
terversorgt, in: medium, (1985) 4/5, S. 5 ff.
4) Vgl. zusammenfassend U. Saxer, Lokale Kommu-
nikation — Anspruch und Realität. Bilanz der For-
schung, in: Media Pespektiven, (1978) 5, S. 367 ff., so-
wie die Forschungsübersicht bei G. Rager, Publizi-
stische Vielfalt im Lokalen, Tübingen 1982.
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genblätter und die unterschiedlichen Typen
der .Alternativpublizistik“, wurden bislang
kaum untersucht, obwohl sie weit verbreitet
sind und zum Teil beachtliche Nutzungsdaten
aufweisen. Es fehlt schließlich auch an syste-
matisch angelegten Studien zur Mediennut-
zung und Medienbewertung im lokalen
Raum5). Vor allem aber mangelt es an theore-
tischen Vorarbeiten und an empirischen Da-
ten über die Bedeutung unvermittelter Kom-
munikationsformen und deren Verhältnis zur
medialen Information in lokalen Räumen6).
Schließlich ist anzumerken, daß sich die lo-
kale Kommunikationsforschung weitgehend
auf (groß-)städtische Frage- und Problemstel-
lungen konzentriert. Die systematische Sich-
tung angezeigter und abgeschlossener sozial-
wissenschaftlicher Forschungsarbeiten aus
den letzten zehn Jahren zeigt, daß der ländli-
che Raum ein weißer Fleck auf der kommuni-
kationswissenschaftlichen Forschungsland-
karte ist

5) Vgl. die Übersichten zum Forschungsstand bei
G. G. Köpper, Massenmedien. Wirtschaftliche
Grundlagen und Strukturen. Analytische Bestands-
aufnahme der Forschung 1968—1981, Konstanz
1982.
6) So erweist sich die Bestimmung von „Kommuni-
kationsräumen" als ein beachtliches Problem. Vgl.
dazu W. Teichert, Die Region als publizistische
Aufgabe, Hamburg 1982.
7)Vgl. dazu M. Schumacher, Lokale Kommunika-
tion, in: R. Voigt (Hrsg.), Handwörterbuch zur Kom-
munalpolitik, Opladen 1984, S. 279 ff. Zum Aspekt
Medien und Kommunikation in ländlichen Räumen
vgl. die Arbeiten von R. Richter, Massenkommuni-
kation im ländlichen Raum, in: Information und
Meinung, (1980)4, S. 19 ff.; M. Kloidt-Benteler, Das 
bedrohte Dorf — die bedrohte Kommunikationsge-
meinschaft, Münster 1983 (Phil. Diss.); H. Waitzbau-
er, Wandel und Statik kommunikativen Handelns
im ländlichen Raum, Salzburg 1984 (Phil. Diss.);
H. Vathauer/H. Hackstätte, Kommunikationsstruk-
turen in ländlichen Gemeinden, Osnabrück 1984
(M. A.-Arbeit); W. Hömberg/K. Rossbacher, Lesen
auf dem Lande. Literarische Rezeption und Me-
diennutzung im ländlichen Siedlungsgebiet Salz-
burgs, Salzburg 1977; G. Berginz-Plank, Literaturre-
zeption in einer Kleinstadt: Leseverhalten und Me-
diennutzung, Stuttgart 1981; B. Anders, Das Kom-
munikationsverhalten jugendlicher Schüler auf
dem Lande, Münster 1978.

Ein einheitliches Verständnis darüber, was
unter lokaler Kommunikation verstanden
werden soll, existiert aufgrund der unter-
schiedlichen Erkenntnisinteressen und An-
sätze innerhalb der Lokalkommunikationsfor-
schung nicht Unstrittig ist allerdings, daß der
lokale Kommunikationsraum nicht ohne wei-
teres mit der Verwaltungseinheit Gemeinde
gleichgesetzt oder mit dem Verbreitungsge-
biet einer Lokalzeitung als identisch angese-
hen werden kann7). Da es bislang an einem

zusammenhängenden theoretischen Rahmen
fehlt, um die unterschiedlichen empirischen
Forschungsergebnisse einordnen und inter-
pretieren zu können, kann nur eine Arbeits-
definition angeboten werden: Unter lokaler
Kommunikation wird hier die Überbrückung
von unterschiedlichen Distanzen (Raum, Zeit,
Status)zwischen Menschen mittels materialer
und symbolischer Interaktion angesehen, die
innerhalb eines bestimmbaren geographi-
schen Raums stattlindet und diesen als Hand-
lungs- und Erlebnisraum konstituiert. Lokale
Kommunikation weist somit nicht nur einen
Raumbezug, sondern ebenso einen für unter-
schiedliche soziale Gruppen durchaus spezifi-
schen Sozialbezug auf („sozialräumliche
Orientierungsmuster'1). Der lokale Kommuni-
kationsraum muß deshalb als ein offenes so-
ziales System aufgefaßt werden, weil von kei-
ner — für alle soziale Gruppen gleicherma-
ßen geltenden — einheitlichen Raumvorstel-
lung ausgegangen werden kann. Andererseits
stellt der Lebens- und Wohnort als vertrauter
und relativ überschaubarer Raum einen wich-
tigen Ausgangs- und Rückkehrpunkt für je-
den Menschen dar, in dem lokale Identität
(„Zu-Hause-Sein“, „Heimat") jeweils neu erfah-
ren und hergestellt wird: In Festen, in Nach-
barschaftsbeziehungen, im Vereinsleben und
in der alltäglichen Kommunikation werden
die lokalen Eigenarten und Besonderheiten
jeweils neu „aktualisiert und gegenüber von
außen angetragenen Erwartungen"8) behaup-
tet (Lokalismus").

Die Vorstellung vom lokalen Kommunika-
tionsraum wird durch verwaltungsmäßige
Grenzen und durch die Angebote der Medien
mitbestimmt, so daß die Formen, die Inhalte
und die Intensität der unvermittelten, perso-
nalen Kommunikation in Abhängigkeit von
diesen Rahmenbedingungen zu sehen sind.
Aufgrund der zumeist vorhandenen Dek-
kungsgleichheit von verwaltungsmäßiger
Gliederung und den Angeboten der Medien
ist im ländlichen Raum von einem dominan-
ten Einfluß („Thematisierung") der Medien in
der Lokalkommunikation auszugehen. Die Lo-
kalmedien strukturieren den politischen Pro-
zeß und die darauf bezogene Kommunikation:
Während die etablierten Gruppen in den
lokalen Massenmedien ein Instrument zur
Loyalitätserhaltung sehen, versuchen nicht-
etablierte Gruppen über die Berichterstattung

8) H. Nokielski, Räumliches Verhalten und Stadt-
teilidentität, in: K Rohe/H. Kühr (Hrsg.), Politik
und Gesellschaft im Ruhrgebiet, Königstein 1979,
S. 230.
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in den Medien Einfluß auf Inhalte und Ver-
lauf von politischen Prozessen durch die öf-
fentliche Thematisierung ihrer Interessenpo-
sitionen zu erreichen. In der Tat ist eine er-
folgreiche Durchsetzung von Interessen von
den vorhandenen Kommunikationsstrukturen
und damit wesentlich von der Organisation
lokaler Meinungs- und Willensbildungspro-
zesse als Teilprozessen innerhalb der politi-
schen Kommunikation abhängig9). „Passive“
und „aktive" Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Interessendurchsetzung hängen zum
einen von den vorhandenen Informationen
über das politische Geschehen und zum ande-
ren von bestehenden Kommunikationsmög-
lichkeiten ab.

’) Vgl. dazu O. Janen, Kommunale Kommunika-
tion, München 1984, S. 36 ff.

) Die Gemeinde-/Funktionalreform hatte große
Auswirkungen für die ländlichen Räume: Existier-
ten 1962 noch rd. 23 000 selbständige Landgemein-
den, so sind es heute nur noch 6 500.

Zum Kernproblem der lokalpolitischen Kom-
munikation zählt, daß die meisten Vorgänge
dem einzelnen Bürger aufgrund eigener Er-
fahrungen und Wahrnehmungen weitgehend
entzogen sind. Das gilt vor dem Hintergrund
der Ergebnisse von Gemeinde- und Funktio-
nalreformen auch für ländliche Gemeinden ) .
Die dort nachweisbare Politikdifferenzierung
und die feststellbaren Veränderungen

10

in den
Einzelgemeinden haben dazu geführt, daß es
jetzt weniger als früher politische Themen
gibt, die von der Mehrzahl der Bürger zur
gleichen Zeit und im gleichen Umfang als die
zentralen Themen angesehen und akzeptiert
werden. Eine große Zahl von lokalen Pro-

blemen oder Entscheidungen berührt nicht
mehr die Bürgerschaft in ihrer Gesamtheit,
sondern allenfalls bestimmte Gruppen. Die
relativ große Zahl der an politischen Prozes-
sen beteiligten oder von politischen Entschei-
dungen betroffenen Bürger und deren räumli-
che, zeitliche und soziale Trennung macht es
erforderlich, politische Kommunikationspro-
zesse zu organisieren. So erleichtert zwar die
räumliche Nähe die unvermittelte Kommuni-
kation bei der Organisierung und Formulie-
rung von Interessen, doch sind die Chancen
zu einer „all-channel-communication" auf-
grund der Ungleichphasigkeit, z. B. bei der
Problemwahrnehmung, und unterschiedlicher
zeitlicher Möglichkeiten zur politischen Be-
teiligung begrenzt. Die lokalen Institutionen
können allenfalls punktuell und bezogen auf
Teilziele politische Kommunikationsprozesse
in Gang setzen. In diesem Zusammenhang
kommt den Medien eine wichtige Funktion
zu. Erfolgreiche Interessenorganisation und
-durchsetzung sind zwar nicht ausschließlich,
aber sehr wesentlich vom Informationsange-
bot der Medien und vom Zugang zum lokalen
Massenkommunikationssystem abhängig —
auch in ländlichen Kommunen. Das Entste-
hen eines „ländlichen Lokalismus" ist also im
engen Zusammenhang mit den bestehenden
Medien- und Kommunikationsstrukturen zu
betrachten.

III. Medien- und Kommunikationsstrukturen auf dem Lande —
Eine Defizitanalyse

Ländliche Kommunikationsstrukturen und
-Verhältnisse zu analysieren heißt, danach zu
fragen, ob es überhaupt eine spezifische Iden-
tität von ländlichen Kommunikationsräumen
gibt In der politikwissenschaftlichen Diskus-
sion der letzten zehn Jahre ist diese Frage
nach der „Identität der kommunalen Ebene“
generell aufgeworfen worden, wobei der länd-
liche Raum in Abhängigkeit von der Entwick-
lung städtischer Gebiete und insbesondere
von Ballungsräumen gesehen wird. Zunächst
wurde von einem „Stadt-Land-Gegensatz“ aus-

gegangen; heute steht das „Kontinuum-Kon-
zept" im Mittelpunkt der wissenschaftlichen
Betrachtung11)- Ausgangspunkt ist dabei ein
durch den Bedeutungsverlust ländlicher Ge-
biete als relevantem Produktionsort ausgelö-
ster Umstrukturierungsprozeß, der sich u. a.
durch eine verstärkte räumliche Verflechtung
bei zunehmender Mobilität und durch einen
hohen Grad von funktionaler Differenzierung
kennzeichnen läßt. Die Groß- und Mittel-
städte haben sich allein durch ihr zahlenmä-
ßiges Bevölkerungswachstum sowie als zen-
trale Produktions-, Dienstleistungs- und Ver-
waltungszentren als „Strahlungszentren, die

11) Vgl. zusammenfassend den Beitrag von H. Köt-
ter, Stadt und Land. Ihre Besonderheiten und ihre
Beziehungen zueinander, in: Auf dem Lande leben,
Stuttgart u. a. 1983, S. 11 ff.
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ihren Einfluß auf das Hinterland immer wei-
ter ausdehnen"12), erwiesen. Die damit insge-
samt eingeleitete „Entgrenzung der Sozialbe-
ziehungen" und die „Enträumlichung der Be-
zugssysteme" ) haben zu Veränderunge13 n ge-
führt, die nicht ohne Einfluß auf Kommunika-
tionsstrukturen und -Verhältnisse in vormals
als ländlich bezeichneten Räumen blieben.

12) H. Kötter/H.-J. Krekeler, Zur Soziologie der
Stadt-Land-Beziehungen, in: R. König (Hrsg.), Hand-
buch der empirischen Sozialforschung, Bd. 10:
Großstadt - Massenkommunikation - Stadt-Land-
Beziehungen, Stuttgart 19772, S. 7.
13)Siehe H. Nokielski (Anm. 8), S. 219.
1)4 B. Weyergraf, Provinz und Metropole, in: W. R.
Langenbucher/R. Rytlewski/B. Weyergraf (Hrsg.),
Kulturpolitisches Wörterbuch, Stuttgart 1983,
S. 586.
15) R. Voigt (Anm. 2), S. 153.

16) C. Padrutt. Lokale Kommunikation — lokale Ta-
geszeitung. Referat zur Jahreshauptversammlung
der Standortpresse GmbH vom 30.10. 1974 (Manu-
skript), Bonn 1974, S. 7.

Waren bis in die fünfziger Jahre hinein „die
ländlichen Regionen noch durch weitgehend
intakte dörfliche und kleinstädtische Sozial-
strukturen, Abgeschiedenheit und geringe so-
ziale Mobilität gekennzeichnet"14), so ist das
heute überwiegend nicht mehr der Fall.
Durchgängig ist festzustellen, daß sich vor-
mals als „typisch ländlich" bezeichnete Le-
bensstile selbst in von Ballungsräumen abge-
schieden gelegenen Gebieten zugunsten von
„urbanen Vorstellungen“ verändert haben.
Durch die Massenmedien, insbesondere aber
durch das Fernsehen, „wird der Landbevölke-
rung durch die Werbung täglich vor Augen
geführt, wie ,man‘ leben sollte. Daß hierbei in
aller Regel .städtisch' geprägte Wertmuster
Verwendung finden, liegt auf der Hand, und
es macht kaum einen Unterschied, ob es sich
dabei um Fernsehwerbung, Versandhauskata-
loge oder Postwurfsendungen handelt“15).

Bei der Nutzung von Massenmedien gibt es
zwischen „Stadt" und „Land" nur geringe Un-
terschiede: Neben einer besonders intensiven
Nutzung der Lokalzeitung sehen in ländli-
chen Räumen vergleichsweise mehr Personen
regelmäßig Fernsehprogramme, und es wird
geringfügig weniger Literatur gelesen; ein
Tatbestand allerdings, der weniger auf räumli-
che Aspekte als vielmehr auf andere Bil-
dungsvoraussetzungen und eine andere kul-
turelle Infrastruktur zurückzuführen ist.

Die Ausgangsfrage, ob es sich beim ländli-
chen Kommunikationsraum um eine be-
stimmbare eigenständige Größe handelt,
kann nicht eindeutig beantwortet werden.
Zwar lassen sich — legt man objektive Krite-
rien zugrunde — für ländliche Kommunika-
tionsräume im Vergleich zu städtischen ei-

nige Spezifika aufführen und signifikante Un-
terschiede anführen, doch sind — zumindest
im Hinblick auf die politische Kommunika-
tion — die strukturellen Voraussetzungen
ähnlich (lokales Institutionensystem, lokale
Medien). Die jeweiligen lokalen Eigenheiten
und Unterschiede lassen sich also nicht vor-
rangig darauf zurückführen, daß ein bestimm-
ter lokaler Kommunikationsraum dem Be-
reich „Stadt" oder „Land" zugeordnet wird.
Geht man hingegen von subjektiven, die ein-
zelnen Individuen und ihre Vorstellungen be-
rücksichtigenden Aspekten aus, so ließe sich
zumindest idealtypisch und als Verallgemei-
nerung des Bewußtseins, „vom Lande zu kom-
men und auf dem Lande zu leben“, durchaus
ein eigenständiger Typ „ländlicher Kommuni-
kationsraum“ (re)konstruieren. In diesem Be-
wußtsein ist das entscheidende Moment für
das Entstehen eines „ländlichen Lokalismus"
zu sehen.

1. Das personale Kommunikationsnetz
Wenn von Kommunikation auf dem Lande
oder Dorf gesprochen wird, so schwingt dabei
eine Vorstellung von Direktheit, Harmonie
und allgegenwärtiger Offenheit mit. Die länd-
lichen Kommunikationsstrukturen und -for-
men werden dabei zumeist — unter Rückgriff
auf das Gegensatzkonzept — von den städti-
schen deutlich abgegrenzt. So formuliert bei-
spielsweise Padrutt über ländliche Kommuni-
kationsverhältnisse in Abgrenzung zu städti-
schen folgendes: „Sie stehen unter einem so-
zio-ökonomischen Zwang, mit der Umwelt zu
kommunizieren, sie leben in einem engen,
nachbarschaftlichen Zusammenhang, mit ent-
sprechend gegenseitiger Vertrautheit, haben
klar abgrenzbare Denk- und Verhaltensmu-
ster und ein gemeinsames Territorium für be-
rufliche und außerberufliche Tätigkeiten, was
Stabilität und Integration fördert Die nicht-
medialen Kommunikationsbeziehungen sind
kontinuierlich, informell und emotional, aber
auch überschaubar.“16) Von einer derartigen
Vorstellung kann, wie alle jüngeren Untersu-
chungen zeigen, allerdings nicht mehr durch-
gängig ausgegangen werden. Sowohl in der
Stadt als auch auf dem Land kommt der per-
sonalen Kommunikation zwar eine wichtige
Funktion bei der Verständigung über eine
Reihe von Alltagsthemen zu, aber die Intensi-
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tat dieses Austausches ist im Zusammenhang
mit den jeweiligen Themen zu sehen und die
Möglichkeiten zur Beteiligung sind wesent-
lich vom sozialen Status abhängig17).

21) Auf diesen Aspekt weist H. Schneider, Lokalpo-
litik in einer Landgemeinde. Entscheidungsstruktu-
ren und Partizipationsmöglichkeiten, in: Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte, B 3/77, S. 21 ff., hin.

Für ländliche Gebiete gilt: Gerade dort, wo
alles überschaubar und ein intaktes Kommu-
nikationsnetz vorhanden zu sein scheint, wur-
den und werden viele Themen — und damit
Interessen — aus der Diskussion ausgeklam-
mert. So gaben Jeggle/Ilien einer Aufsatzver-
öffentlichung den bezeichnenden Titel „Das
Dorf als Not- und Terrorzusammenhang“18).
Gerade in wenig ausdifferenzierten Sozialsy-
stemen, also auch in kleinen Landgemeinden,
wo die Lokalpolitik nicht als ein verselbstän-
digter Bereich existiert, sondern in vielfacher
Weise mit anderen Formen der alltäglichen
Daseinsbewältigung verflochten ist, gibt es
traditionell vorgeschriebene Möglichkeiten
und Formen des Interessenausgleichs. Die
Möglichkeiten zur kommunikativen Partizi-
pation sind dort vom sozialen Status, der sich
nicht ohne weiteres verändern läßt, abhän-
gig ).19 Andererseits haben die auch in ländli-
chen Gemeinden feststellbaren sozialen Dif-
ferenzierungsprozesse eine Ablösung oder
zumindest einen Bedeutungsverlust der tradi-
tionellen und auf bestimmte Orte bezogenen
personalen Kommunikationsbeziehungen zur
Folge gehabt (gemeinsame Feste, Dorfgast-
haus). Die kontinuierliche personale Kommu-
nikation wird zunehmend auch auf dem
Lande durch Nachbarschafts- und Verwandt-
schaftsbeziehungen sowie durch kleine und
kleinste Interessengruppen bestimmt (Clubs,
Freizeitvereinigungen). Mit dem Rückgang an
gemeinsamen Arbeitsaktivitäten (Gruppen-
und Gemeinschaftsarbeit) und dem zuneh-
menden allabendlichen Fernsehkonsum büß-
ten Nachbarschaftsbeziehungen und Wirts-
hausbesuche an Bedeutung ein20).
Parallel zum Bedeutungsverlust traditioneller
Orte und Formen der unvermittelten Kom-
munikation entstanden in den ländlichen Ge-
meinden keine neuen, auf Integration und

17)Vgl. dazu die Angaben in K. Berg/M.-L. Kiefer
(Hrsg.), Massenkommunikation II. Eine Langzeitstu-
die zur Mediennutzung und Medienbewertung
1964—1980, Frankfurt 1982.
18) Vgl. dazu U. Jeggle/A. Ilien, Die Dorfgemein-

schaft als Not- und Terrorzusammenhang, in: H.-G.
Wehling (Hrsg.), Dorfpolitik, Opladen 1978, S. 38 ff.

Vgl. dazu auch die .Wertheim-Nachfolgestudie“:
T. Ellwein/R Zoll, Wertheim. Politik und Macht-
struktur einer deutschen Stadt, München 1982.

19)

) Siehe dazu die Daten bei U. Planck, Arbeit und
Freizeit auf dem Lande, in: Auf dem Lande leben
(Anm. 11), S. 75 f.

Sinnvermittlung ausgerichteten Kommunika-
tionsorte, und die Zahl der kontinuierlich exi-
stierenden Kommunikationskanäle ging zu-
rück. Das gilt insbesondere für jene Landge-
meinden, in denen die Zahl der (im Dorfkern
wohnenden) .Alteingesessenen" zugunsten
der (in Randbereichen wohnenden) „Neuhin-
zugezogenen“ stetig abnahm21).
Aufgrund dieser Prozesse gewannen auch in
kleinen, überschaubaren Sozialsystemen die
Lokalmedien, die allein noch in der Lage sind,
die vielfältigen Informationen zu bündeln und
eine allgemeine Orientierung über das ge-
samte lokale Geschehen zu bieten, an Bedeu-
tung. Dies um so mehr, als andere lokale Insti-
tutionen wie Vereine, Parteien und Wähler-
gemeinschaften an integrativen Funktionen
eingebüßt haben. Im Zuge der — hier nur
knapp skizzierten — sozialen Veränderungs-
prozesse nahm deren Orientierung auf Gesel-
ligkeit (weiter) zu, um möglichst vielen ein
„Gemeinschaftserlebnis" zu vermitteln, oder
sie schlossen sich gegenüber neuen Gruppen
ab und provozierten so das Entstehen neuer
Zusammenschlüsse. Damit büßten — im Er-
gebnis — die traditionellen lokalen Institutio-
nen ihre Funktion als allgemein anerkannte,
relevante „kommunikative Umschlagplätze"
ein.

2. Lokalmedien: Angebote und Angebots-
strukturen

Wenn wir uns im folgenden vor allem der
lokalen Tageszeitung zuwenden, so darf dabei
nicht übersehen werden, daß es weitere Lo-
kalmedien gibt, die auch im ländlichen Raum
verbreitet sind. Hier sind zunächst die Amts-
und Gemeindeblätter sowie die Anzeigenblät-
ter zu nennen. Während es über erstere noch
nicht einmal eine verläßliche Statistik gibt, 
sind die Anzeigenblätter wegen ihrer Markt-
orientierung zum überwiegenden Teil in Sta-
tistiken erfaßt; 1984 gab es in der Bundesre-
publik über 700 Titel. Auffällig ist jedoch, daß
die Mehrzahl dieser Blätter in den ökono-
misch stärkeren Regionen verlegt werden
und weniger in ländlich strukturierten Gebie-
ten. Beide Medientypen sind bislang noch
nicht auf ihre Inhaltsstruktur untersucht wor-
den, und über die Lesernutzung liegen nur
Einzelstudien aus Großstädten vor. Grund-
sätzlich ist nicht auszuschließen, daß zumin-
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dest ein Teil dieser Lokalmedien trotz aller
politischer Abhängigkeiten (Amtsblätter)
oder der ökonomischen Orientierung (Anzei-
genblätter) gerade für die politische Kommu-
nikation auf dem Lande von Bedeutung
sind ).22

Bei der Beschäftigung mit der Entwicklung
der Lokalpresse in ländlichen Räumen ist auf
zwei Aspekte besonders einzugehen: der Ent-

s stehung von „Ein-Zeitungs-Kreisen“ (Mono-
polgebieten) und der Entwicklung der Ange-
botsstruktur von Lokalzeitungsausgaben im
Hinblick auf die publizistische Versorgung
der Bevölkerung. Zu den einschneidenden
Folgen der Pressekonzentration gehört der
zahlenmäßige Rückgang an lokal informieren-
den Zeitungen und das Entstehen von „Ein-
Zeitungs-Kreisen". 1973 gehörten 38,3 Prozent
und jetzt gehören bereits annähernd 50 Pro-
zent aller Kreise und kreisfreien Städte zu
jenen Gebieten, in denen sich die Bürger nur
noch aus einer Zeitung über das lokale Ge-
schehen informieren können. Diese Zunahme
von Monopolgebieten ist deshalb bedenklich,
weil es für die betroffene Bevölkerung keine
anderen gleichwertigen medialen Informa-
tionsmöglichkeiten über lokale Vorgänge
gibt. So kann sich heute ein Drittel der Wohn-
bevölkerung nur aus einer Lokalzeitung über
das kleinräumige Geschehen informieren23).

22) Siehe dazu die Daten bei G. G. Köpper (Anm. 5),
S. 128 ff.
2) Zu diesem Aspekt liegen zahlreiche Untersu-
chungen von W. J. Schütz vor. Vgl. zusammenfas-
send: W. J. Schütz, Deutsche Tagespresse 1982, in:
Media Perspektiven, (1983) 3, S. 181 ff.
24) H.-W. Stuiber, Der Leser in der Provinz. Kom-
munikationsstrukturelle Bedingungen im Bezie-
hungszusammenhang Leser—Tagespresse, in: W. R.
Langenbucher (Hrsg.), Lokalkommunikation, Mün-
chen 1980, S. 147 f.

25) Vgl. dazu W. J. Schütz, Zeitungsdichte und Zei-
tungswettbewerb in der Bundesrepublik Deutsch-
land 1976, in: Publizistik, (1978) 1/2, S. 58 ff.
26) Die „Kreiszeitung“ kann als die typische Lokal-
zeitungsform angesehen werden; nur jede fünfte
Lokalzeitung widmet sich in ihrer Lokalberichter-
stattung nur einer Gemeinde/Stadt

Von den Auswirkungen der Pressekonzentra-
tion sind ländliche Räume besonders betrof-
fen. Zum einen ist es der städtisch orientier-
ten Tagespresse, die mit Verlag und Redak-
tion in der (Groß-)Stadt angesiedelt ist, mehr
und mehr gelungen, mit eigenen Regionala.\is-
gaben das angrenzende Umland großflächig
zu erschließen, so daß „der Leser in der Pro-
vinz in der überwiegenden Zahl der Fälle von
Tageszeitungen publizistisch versorgt wird,
die ihrer Struktur und Erscheinung nach den
Tageszeitungen entsprechen, die der Groß-
städter zu lesen bekommt“24). Die Landbevöl-
kerung wird dadurch nicht nur mit ökonomi-
schen und politischen Informationen aus den
Städten versorgt, sondern zugleich werden
durch Berichterstattung und Werbung „ur-

bane Wertvorstellungen“ sowie politische
Vorgaben aus städtischer Sicht transportiert.
Mit der Ausdehnung der großstädtisch ge-
prägten Presse gerieten die kleinräumig
orientierten Lokalzeitungen außerhalb der
Zentren in immer größere ökonomische Be-
drängnis. Im Ergebnis ist ein spürbarer Rück-
gang von solchen Lokalzeitungen und Lokal-
zeitungsausgaben zu verzeichnen, die sich
vorrangig oder sogar ausschließlich an Bürger
in eher ländlich strukturierten Gebieten rich-
ten. Die mediale Angebotssituation für ländli-
che Räume verschlechterte sich in den Jahren
zwischen 1967 und 1976 aufgrund der durch-
geführten Gemeinde- und Kreisreform: Lokal-
zeitungsausgaben wurden zusammengefaßt
und erheblich mehr Gemeinden haben sich
nunmehr eine (vom Umfang nicht oder nicht
wesentlich erhöhte) Zeitung zu teilen25).
Die Zahl der Ausgaben ging also zurück, und
die Verlage paßten ihre redaktionellen Aus-
gaben den neuen — wesentlich größeren —
Verwaltungseinheiten an, ohne jedoch den
Zeitungsumfang für die Lokalberichterstat-
tung zu erhöhen. Aus den vorliegenden Un-
tersuchungen wird deutlich, daß sich die mei-
sten der als Lokalzeitungen angesehenen Ta-
geszeitungen in ihrer Angebotsstruktur nicht
auf eine einzelne Gemeinde oder Stadt kon-
zentrieren, sondern ein ganzes Kreisgebiet
abdecken (Kreiszeitung")). Vor diesem Hin26 -
tergrund wird die These von einer „publizisti-
schen Unterversorgung" in ländlichen Räu-
men plausibel. Ein Indiz für die Richtigkeit
der These ist unter anderem in der seit Jah-
ren feststellbaren abnehmenden Bereitschaft
der Kommunalverwaltungen zu sehen, amtli-
che Bekanntmachungen in vollem Umfang in
den Lokalzeitungen zu veröffentlichen. Zu
diesem Aspekt haben sich auch Vertreter der
Kommunalen Spitzenverbände in jüngster
Zeit wiederholt geäußert. Für die Richtigkeit
der Aussage sprechen schließlich auch Ergeb-
nisse der empirischen Kommunikationsfor-
schung: Repräsentativuntersuchungen haben
immer wieder das außerordentlich große In-
teresse der Bürger an lokalen Informationen
deutlich gemacht. So wird von der Mehrzahl
der Befragten den Lokalzeitungen eine wich-
tige lokale Informationsfunktion zuerkannt,
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zugleich aber wird bemängelt, daß sie diese
Aufgabe (Vermittlung lokaler Informationen)
nicht oder nur unzureichend erfüllen. Das gilt
vor allem für ländliche Räume ).27

Durch die fortschreitende Pressekonzentra-
tion — publizistisch zu kennzeichnen durch
die Zunahme von Monopolgebieten, dem
Rückgang an lokalen Zeitungsausgaben, ins-
besondere für ländliche Räume, verbunden
mit einer gleichzeitigen Vergrößerung der
Verbreitungsgebiete — besteht zum einen an
vielen Orten für die Bürger nicht mehr die
Möglichkeit, sich aus verschiedenen Quellen
oder aus einem differenzierten Angebot über
lokale Vorgänge zu informieren; zum anderen
hat die publizistische Vernachlässigung länd-
lich strukturierter Räume mit ihren Gemein-
den und Städten zugenommen. Die darge-
stellte Entwicklung der Lokalpresse hat nicht
nur die Informationsmöglichkeiten der Bür-
ger (weiter) eingeschränkt, sondern läßt es
grundsätzlich fraglich erscheinen, ob bei ei-
nem derart verminderten redaktionellen
Platzangebot überhaupt noch über die vielfäl-
tigen politischen Vorgänge in ländlichen Ge-
meinden umfassend und kontinuierlich be-
richtet werden kann. Die beschränkten me-
dialen Informationsmöglichkeiten und die in-
stabil gewordenen Kommunikationsstruktu-
ren haben mit zur heutigen Krise ländlicher
Lebensverhältnisse beigetragen und sind für
die sich abzeichnende Krisenverschärfung
mit verantwortlich. Zum einen ist der identi-
tätsstiftende Selbstverständigungsprozeß auf-
grund der genannten strukturellen Bedingun-
gen zumindest erschwert und zum anderen
fehlt es — sollte es denn zur Formulierung
gemeinsamer Zielvorstellungen gekommen
sein — an den geeigneten Möglichkeiten zur
Darstellung dieser Forderungen.

3. Lokalpresse:
Berichterstattungsstrukturen

Wenn sich ein „ländlicher Lokalismus" ent-
wickeln und die Bereitschaft zur politischen
Beteiligung wachsen soll, so setzt das unter
anderem ein entsprechendes mediales Infor-
mationsangebot voraus. Anhand der vorge-
nommenen strukturellen Analyse der Ange-
botsformen von Lokalzeitungen wurde deut-
lich, daß ein spezifisch mediales Angebot viel-
fach nicht vorhanden ist. Das hat vorrangig

) Vgl. dazu M. Buss, Regionale Medien und Bür-
gerinteressen. Zur teleskopie-Untersuchung .Regio-
nale Information, in: Media Perspektiven, (1979) 12,
S. 811 ff.

ökonomische, weniger publizistisch-journali-
stische Gründe. So ist durchgängig festzustel-
len, daß der redaktionelle Umfang für Lokal-
ausgaben gering und die Zahl der „vor Ort"
tätigen Journalisten in diesen Gebieten be-
sonders klein ist. Für die Berichterstattungs-
praxis ist ferner relevant: Lokalredaktionen
sind überwiegend in Städten angesiedelt; auf
dem Land werden zumeist nur schlecht aus-
gestattete Büros mit wenig Personal als Au-
ßenposten unterhalten. Ländliche Probleme
werden also aus den politischen Entschei-
dungszentren, den Städten, betrachtet. Die
verantwortlichen Redakteure haben dort Um-
gang mit Verwaltungsbeamten, Politikern
und den zahlreich vorhandenen Interessen-
vertretern von der Kreishandwerkerschaft bis
hin zum Bauernverband.

Uber.die ländlichen Außenposten beziehen
die Redaktionen ihre Informationen vor allem
über „freie Mitarbeiter", die sich „z. B. ein Zu-
brot zum Lehrergehalt verdienen"28). Den
hauptamtlichen Journalisten bleibt zumeist
nur wenig Zeit für größere Recherchen vor
Ort. Die „freien Mitarbeiter", entweder selbst
zur Gruppe der lokalen Honoratioren gehörig
oder auf deren Wohlwollen angewiesen, um
fortlaufend Informationen zu erhalten, kön-
nen und werden nur in Ausnahmefällen über
lokale Konflikte und Interessengegensätze
berichten.

28 H.-G. Wehling (Anm. 18), S. 8.
29) Vgl. hierzu die Untersuchungsbefunde bei
G. Rager, Publizistische Vielfalt im Lokalen, Tübin-
gen 1982, und bei T. Rombach, Lokalzeitung und
Partizipation am Gemeindeleben, Berlin 1983.

Aber auch die vor Ort tätigen Lokalredakteu-
re, ebenfalls auf vielfältige Weise mit den An-
gehörigen der lokalen Elite verflochten, ha-
ben wegen ihrer engen Verbindungen zu den
lokalen Honoratioren und ihren Arbeitsbe-
dingungen nur wenig Möglichkeiten für eine
kritisch-distanzierte Berichterstattung. So
nimmt, um Konflikte zu vermeiden, die von
Redakteuren angeregte lokalpolitische Be-
richterstattung in den Lokalteilen einen nur
sehr geringen Umfang ein. Die Mehrzahl der
politischen Beiträge ist auf eingesandte Be-
richte oder Pressemitteilungen zurückzufüh-
ren. In Meinungsartikeln werden zumeist
recht belanglose Themen abgehandelt Für
die gesamte lokalpolitische Berichterstattung
gilt, daß in ihr viel gelobt, aber sehr wenig kri-
tisiert wird29). Neben der Orientierung an der
„lokalen Elite“ zwingen die gerade für Lokal-
redaktionen in ländlichen Räumen typischen
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Bedingungen, nämlich personelle Unterbeset-
zung der Redaktionen, große Berichterstat-
tungsgebiete, die Abhängigkeit von einer gro-
ßen Zahl an „freien Mitarbeitern" und der
starke zeitliche Druck bei der Erstellung des
Produkts „Lokalausgabe", zu einem Zugriff auf
vorhandene und leicht zugängliche Informa-
tionsquellen. Etablierte Organisationen und
ihre Vertreter finden damit eine besondere
Berücksichtigung („Personalisierung")30). The-
men, die von nicht-etablierten Gruppen vor-
gebracht werden, müssen dann einen hohen
Aufmerksamkeitswert besitzen, um in der Lo-

30) Vgl. dazu die Studie von K Arzberger, Bürger
und Eliten in der Kommunalpolitik, Stuttgart u. a.

31) Auf dieses Problem kann hier nicht näher ein-
gegangen werden. Einen guten Überblick bietet der
Aufsatz von R. Voigt (Anm. 2).
32) Vgl. zu diesem Aspekt die Ausführungen bei
O. Jarren, Kommunale Kommunikation, München
1984, S. 208 ff.

kalpresse Berücksichtigung zu finden. Lokal-
journalisten, die auf Außenposten im ländli-
chen Raum tätig sind, verfügen aufgrund ihrer
sozialen Einbindung über weniger Möglich-
keiten als ihre Großstadtkollegen, um hier
ausgleichend wirken zu können („anwalt-
schaftlicher Journalismus"). Es kommt hinzu,
daß „auf dem Lande" tätige Redakteure in der
innerredaktionellen Hierarchie die untersten
Plätze einnehmen und sich — wollen sie be-
ruflich aufsteigen — in besonderer Weise um
die Aufmerksamkeit ihrer Vorgesetzten be-
mühen müssen.

IV. Politischer Idyllismus durch Medienberichterstattung?

Die Chancen zur Medienöffentlichkeit für
„Durchschnittsbürger" oder für solche Grup-
pen, deren Interessen sich ohnehin nur
schwer darstellen lassen oder die nicht mit
dem journalistischen Selektionskriterium
.Aktualität" in Verbindung gebracht werden
können und zudem bislang nicht gewohnt wa-
ren, aktiv auf lokalpolitische Entscheidungs-
prozesse einzuwirken, sind aufgrund der so-
zialen Zwänge und der medienspezifischen
Bedingungen als außerordentlich gering ein-
zuschätzen. Jede Form von Interessenorgani-
sation im ländlichen Raum stößt aufgrund mi-
lieuspezifischer Faktoren auf eine Reihe von
weiteren Problemen31). Hier ist eine Interes-
senorganisation außerhalb des bestehenden
etablierten Institutionsgefüges oder sogar ge-
gen wichtige lokale Institutionen nur sehr
schwer möglich. Selbst dann, wenn sie punk-
tuell gelingen sollte, bedarf es einer hohen
Konfliktbereitschaft, um diese Vorstellungen
in den Lokalmedien durchzusetzen. Gelingt
eine Thematisierung mittels der Medien, die
als das zentrale „Einfallstor" anzusehen sind,
nicht, so sind die Möglichkeiten für eine An-
schlußkommunikation — auch in Form von
unvermittelten Kommunikationsprozessen —
außerordentlich gering; die Chancen für ei-
nen weiteren Organisationsprozeß nehmen
damit kontinuierlich ab32).

Für die Nichtbehandlung spezifisch ländli-
cher Themen kommt ein weiteres hinzu: Zum
einen fehlt es den Lokaljournalisten an einer
hinreichenden fachlichen Kompetenz (Ausbil-
dungsmängel) zur adäquaten Bearbeitung
neuer Themen; zum anderen werden diese
Themen auch nicht vom politisch-administra-
tiven System aufgegriffen und damit für die
Medien aufbereitet, denn eine beträchtliche
Zahl der sich negativ (ökonomisch oder sozi-
al) lokal auswirkenden Konsequenzen zen-
tralstaatlicher Maßnahmen wurden nicht auf
der kommunalen Entscheidungsebene verur-
sacht und können vielfach von ihr auch nicht
in „positiver“ Weise, das heißt die Probleme
entschärfend oder verändernd, beeinflußt
werden. So wird von den Kommunalpoliti-
kern das allgemeine Eingeständnis vom Kom-
petenzverlust aufgrund verlorengegangener
kommunaler Autonomie zwar gemacht, doch
zugleich sind die politischen Entscheidungs-
träger bemüht, es zu keiner weiteren oder
sich zuspitzenden Legitimationskrise kom-
men zu lassen, denn davon wären sie in der
Folge selbst betroffen. Eine der Problemlage
entsprechende Berichterstattung wird des-
halb nicht angestrebt; vielmehr bemüht man
sich um eine parzellierte und die Probleme
vereinfachende Form der Informationsver-
mittlung, weil damit zugleich eigenstän-
dige „Problemlösungsstrategien" auf der Basis
eher allgemeingehaltener programmatischer
Grundaussagen verbunden werden können.
So gesehen haben die kommunalen Entschei-
dungsträger durchaus ein Interesse an der
Aufrechterhaltung des Bildes von einer loka-
len, von den anderen Entscheidungsebenen
abgekoppelten Interessengemeinschaft, die
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sich als eine „unpolitische“ darstellt und ge-
meinwohlorientierte Sachentscheidungen für
die Bürger trifft. Ein ausgeprägtes Heimatbe-
wußtsein in der Bevölkerung steht dem prin-
zipiell nicht entgegen. Im Gegenteil: Ein Hei-
matbewußtsein, das sich allerdings im Rah-
men des vorgegebenen institutioneilen Ge-
flechts und der damit verbundenen Wertvor-
stellungen zu bewegen hat, kann insoweit als
funktional angesehen und unterstützt wer-
den, als es dazu dienlich ist, kommunalen
Teilzielen auf der nächst höheren politischen
Entscheidungsebene zum Erfolg zu verhelfen.
Ein ausgeprägter „Lokalismus" hingegen, mit
dem nicht nur latent politische Zielvorstel-
lungen verbunden sind, bringt für das poli-
tisch-administrative System nur schwer kal-
kulierbare Risiken mit sich.
Die „unpolitische" Bearbeitung politischer
Themen durch die kommunalen Entschei-
dungsträger kommt auch den lokalen Mas-
senmedien entgegen, denn auf diese Weise
können sie dem — angeblich — beim Bürger
vorhandenen Verlangen nach Eindeutigkeit,
Sachbezug, Harmonie und Konfliktlosigkeit
in der politischen Auseinandersetzung durch
eine entsprechende Berichterstattung gerecht
werden. Der von Politikern zur Sicherung der
eigenen Position angestrebte „politische Idyl-
lismus" wird durch die massenmediale Be-
richterstattung laufend bestätigt und ver-
stärkt. So werden politische Konflikte nur zu

gern in personalisierter Form dargestellt —
als das Bemühen von einzelnen, einen zu-
kunftsweisenden Weg für das Gemeinwesen
zu finden.
Im Rahmen dieser — von den Medien mit
verursachten und ständig bestätigten — Form
von etablierter Lokalpolitik ist sogar eine
weitgehende Politisierung im Sinne von par-
teipolitischer Bindung und entsprechender
Fraktionierung im Gemeinde- oder Stadtrat
denkbar, weil die Lokalmedien dann im Sinne
einer „Ausgewogenheitsforderung" in ihrer
Berichterstattungspraxis darauf reagieren
können, ohne sich prinzipiell vom eigenen
Ideal des „politischen Idyllismus" trennen zu
müssen. Bei deutlichen Mehrheitsverhältnis-
sen zugunsten der traditionellen Milieupartei
kann das Bild von den lokalen Honoratioren
durchaus aufrechterhalten werden. Die Mar-
ginalisierung der Opposition entspricht der
herrschenden Vorstellung. Sind die lokalpoli-
tischen Mehrheitsverhältnisse indes nicht
mehr so eindeutig, so wird der unerwünsch-
ten Politisierung dadurch begegnet, daß die
politische Berichterstattung zurückgenom-
men und/oder formalisiert wird. In den Lokal-
teilen wird nur noch das thematisiert, was
„die Politik" und ihre etablierten Vertreter
selbst thematisiert haben wollen, wobei dann
der „neutralen“ Verwaltung eine noch größere
Aufmerksamkeit geschenkt wird33).

33) Als ein Beispiel läßt sich hier die Wahlbericht-
erstattung anführen: In vielen Redaktionen liegen
genaue Vorschriften über die Behandlung von
Wahlkampfen/Wahlkampfveranstaltungen vor. Die
Berichterstattung wird zur „ausgewogenen“ Ter-
minsache.

V. Zielgruppenmedien —
Zu den Voraussetzungen für ein stärkeres po-
litisches Engagement der Landbevölkerung
zählt das Vorhandensein eines ausreichenden
politischen Informationsangebots. Ohne jeden
Zweifel ist ein medial verbreitetes Informa-
tionsangebot für die politische Kommunika-
tion von großer Bedeutung. Angebotsstruktur
und Berichterstattungspraxis der in den mei-
sten ländlichen Räumen verbreiteten Lokal-
zeitungen bedingen aber ein quantitativ und
qualitativ unzureichendes lokalpolitisches In-
formationsangebot, und die Möglichkeiten
zur kommunikativen Partizipation sind auch
aufgrund der bestehenden Medienorganisa-
tionsformen (Zentralisierung) als ausgespro-
chen gering anzusehen. Auch das unvermit-
telte Kommunikationsnetz »weist erhebliche
Lücken auf: Parteiorganisationen, Vereine
und Kommunalverwaltungen auf dem Lande
tragen in nur sehr geringem Umfang zu ei-

ein Ansatzpunkt zur Veränderung
nem kontinuierlichen Informationsfluß bei.
Vor allem gelingt es ihnen nicht, die in der
politischen Kommunikation nötige Kontinui-
tät herzustellen. Ihre Informationsangebote
konzentrieren sich auf (bereits) politikfähige
Themen und sind überdies auf die massenme-
diale Vermittlung zugeschnitten. Dies hat zur
Folge, daß sich gerade die Bürger auf dem
Lande als „Politikkonsumenten“ verstehen
müssen. Sie stehen am Endpunkt eines Pro-
zesses, über dessen Verlauf und Inhalt sie we-
nig erfahren und den sie an aller Regel auch
nicht beeinflussen konnten. Aus diesen Erfah-
rungen entsteht die besonders in ländlichen
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Regionen verbreitete „Einsicht“ in die —
scheinbare — Unabänderlichkeit der von vie-
len durchaus als unbefriedigend empfunde-
nen ökonomischen und sozialen Situation.
Die Behebung bestehender Informations- und
Kommunikationsdefizite wird hier als ein
wichtiger Schritt zur Wiederherstellung der
sozialen und kulturellen Identität in ländli-
chen Räumen angesehen. Die Gründung
neuer Lokalzeitungen kommt, wenn am Prin-
zip einer weitgehend nicht-subventionierten,
privatwirtschaftlich organisierten Presse fest-
gehalten wird, aufgrund der offenkundigen
Finanzierungsprobleme (Anzeigenfinanzie-
rung) wohl kaum in Betracht. Immerhin ist es
denkbar, in größerem Umfang als bislang ge-
schehen, Amts- und Gemeindeblätter heraus-
zugeben, in denen allen politischen und sozia-
len Gruppen Darstellungsmöglichkeiten ein-
geräumt werden. Hier konnten — vor allem
in Süddeutschland — vielfach positive Erfah-
rungen gemacht werden. Auch die Bemühun-
gen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten bei der Regionalisierung/Subregiona-
lisierung ihrer Höriunkprogramme sollten be-
sonders unterstützt werden, denn sie beinhal-
ten gerade für ländliche Räume beachtliche
publizistische Chancen34).

34) Einen aktuellen Überblick über den Stand der
Regionalisierungsvorhaben bietet der Beitrag von
P. Leudts, Die Regionalisierung des Rundfunks. Ein
Modell für den Lekalfunk?, in: O. Jarren/P. Widlok
(Hrsg.), Lokalradio für die Bundesrepublik, Berlin
1985 (i. E)

Vielfach werden im Zusammenhang mit der
Einführung der neuen Informations- und
Kommunikationstechniken („Neue Medien“),
insbesondere von Bildschirmtext und Kabel-
kommunikation, hohe Erwartungen im Hin-
blick auf den damit möglichen Abbau von In-
formations- und Kommunikationsdefiziten im
lokalen Raum geäußert. Hier sind wegen der
bislang verfolgten Politik bei der Technikein-
führung nicht nur grundsätzliche Zweifel hin-
sichtlich der Leistungsfähigkeit dieser neuen
Angebote zur Verbesserung der „Nahraum-
Kommunikation“ angebracht, sondern es ist
zudem auf einen die ländlichen Räume betref-
fenden negativen Aspekt hinzuweisen: Da
der Bund und die Bundesländer die Groß-
städte und Ballungsräume als vorrangig zu
bedienende Umsetzungsebenen in der Tech-
nologiepolitik ansehen, besteht die Gefahr,
daß Mittel- und Kleinstädte ebenso wie länd-
liche Räume vorerst nicht gefördert werden
— und dadurch möglicherweise eine aberma-
lige Vernachlässigung erfahren (Infrastruk-

turausstattung). Als ein Beleg für diese Ten-
denz sei hier auf die ballungsraumzentrierte,
vorrangig nachfrageorientierte Politik der
Deutschen Bundespost bei Netzplanung und
Netzausbau hingewiesen35).
Informations- und Kommunikationsdefizite in
ländlichen Räumen könnten dagegen durch
lokale Hörfunkprogrammangebote ausgegli-
chen werden. In den nächsten Jahren werden
Frequenzen im Bereich 100—108 MHz frei,
die für drahtlos verbreitete Hörfunkpro-
gramme genutzt werden können. In allen
Bundesländern könnten dann mindestens
zwei neue Hörfunksenderketten betrieben
werden. Darüber hinaus wird es möglich sein,
ein vergleichsweise dichtes Netz von Sendern
mit begrenzter Reichweite, sogenannten
„Low-Power-Stationen", zusätzlich zu betrei-
ben. Das vergleichsweise kostengünstige Me-
dium Lokalradio eignet sich besonders für die
Versorgung ländlicher Räume36).
Aber auch im Bereich der Druckmedien
zeichnen sich Entwicklungen ab, die zur Ver-
besserung der publizistischen Versorgung
ländlicher Gebiete beitragen. So liegen be-
reits positive Erfahrungen mit neuen Druck-
medien, die kostengünstig herzustellen und
relativ leicht verbreitet werden können, vor:
Lokale Parteizeitungen, Pfarr- und Gemein-
debriefe und Initiativzeitungen, die von sozia-
len und politischen Gruppen herausgegeben
werden, sind auch — wenngleich in erheblich
geringerem Umfang als in Ballungsräumen —
auf dem Lande verbreitet und stellen zumin-
dest teilweise eine publizistische Ergänzung
zu den Lokalzeitungen dar. Hinsichtlich der
Informationsleistung ist festzustellen, daß
diese neuen Druckmedien im Vergleich zur
lokalen Tagespresse in größerem Umfang lo-
kal und sublokal ausgerichtete Angebote un-
terbreiten, das heißt Angebote, die auf den
kleinsten Raum bezogen sind oder auf eine
bestimmte soziale Gruppe in einem derarti-
gen Raum. Durch dieses Angebot wird — aus
der Sicht der Bürger — das der Lokalzeitun-
gen erweitert, und es werden vorhandene An-
gebotslücken in Teilbereichen geschlossen.
Denn in den „kleinen“ Medien kann in aller
Ausführlichkeit und mit größerer Konkret-
heit auf solche Themen eingegangen werden,
die in der Lokalzeitung entweder nicht so um-
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3) Auf diesen Punkt haben die Kommunalen Spit-
zenverbände wiederholt hingewiesen.
3)Vgl . dazu auch die Forderungen des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes in P. M. Mombaur/
H.-J. Reck/M. G. W. Staak, Chancen für Lokalfunk
Göttjpgen 1984.
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fangreich, so detailliert oder überhaupt nicht
behandelt werden. Die thematische Beschrän-
kung und die Orientierung auf ein relativ klar
abgrenzbares Publikum (räumlich, sozial) er-
lauben ein hohes Maß an Zielgruppenorien-
tierung bei der Behandlung von lokalen Pro-
blemen. So besteht die Möglichkeit, im größe-
rem Umfang als in den herkömmlichen Mas-
senmedien, die engere Lebens- und Erfah-
rungswelt der Bürger bei der Berichterstat-
tung zu berücksichtigen, an vorhandene Er-
fahrungen direkt anzuknüpfen und lokale Ei-
genheiten stärker herauszuarbeiten.
Trotz der inhaltlichen Beschränkungen in die-
sen Medien, die im Zusammenhang mit den
Herausgeberinteressen nach einer möglichst
„ungefilterten" Selbstdarstellung zu sehen
sind, stellen die neuen lokalen und subloka-
len Druckmedien wichtige Ansatzpunkte für
die Veränderung bestehender Kommunika-

tionsstrukturen dar37). Die bislang vorliegen-
den Untersuchungsergebnisse zeigen, daß ins-
besondere in Konfliktfällen diesen Medien
für politische Meinungs- und Willensbil-
dungsprozesse eine wichtige Informations-
und Orientierungsfunktion zukommt, weil sie
politische Kommunikationsprozesse anstoßen
und begleiten. Sie tragen so dazu bei, zumin-
dest punktuell einen Zusammenhang zwi-
schen politischer Aktion und politischer In-
formation herzustellen. Damit wären — wenn
auch nur teilweise und zunächst beschränkt
auf das politische Alltagsgeschäft — Voraus-
setzungen für einen weitergehenden Politi-
sierungsprozeß und für die Herausbildung ei-
nes „ländlichen Lokalismus" gegeben.

37) Vgl. dazu die vorliegenden empirischen Unter-
suchungen, zusammengefaßt bei O. Jarren, Kom-
munale Kommunikation, München 1984, S. 145 ff.
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Claudia Koch-Arzberger

Politische Orientierungen von Ausländern
in der Bundesrepublik Deutschland )1

Durch die Arbeitsmigration der beiden letz-
ten Jahrzehnte und durch Wanderungsbewe-
gungen aus früheren Kolonien in die „Mutter-
länder“ — etwa nach England, nach Frank-
reich und in die Niederlande — haben heute
viele Länder Europas ausländische Bevölke-
rungsanteile in der Größenordnung von Mil-
lionen, die sie in irgendeiner Form integrie-
ren müssen. Dabei geraten immer wieder an-
dere Lebensbereiche ins Blickfeld: die Ar-
beitswelt das Wohnen, die Nachbarschaft die
Sozialleistungssysteme, die organisierte und
die nicht organisierte Freizeitgestaltung. Wie
aber steht es mit dem Bereich der Politik, die
nahezu ständig — sei es durch Entscheidun-
gen „von oben“, sei es durch verhaltenssteu-
emde Orientierungen „unten“, in der Bevölke-
rung der jeweiligen Aufnahmegesellschaft
ebenso wie bei den jeweiligen Ausländer-
gruppen — in alle anderen Lebensbereiche
hineinwirkt?
In den Analysen der politischen Einstellun-
gen, des politischen Verhaltens, der „politi-
schen Kultur“ oder gar des „politischen Sy-
stems“ werden die Ausländer, die in der je-
weils betrachteten Gesellschaft leben, fast nie
zum Gegenstand der Untersuchung gemacht
— gleichviel wie groß ihr Anteil an der Bevöl-
kerung der jeweiligen Gesellschaft auch sein
mag. Das gilt für die Bundesrepublik ebenso
wie für andere Länder mit einem größeren
Ausländeranteil, etwa für Großbritannien
oder Frankreich. Dieser Umstand hat einen
(erklärlichen) Grund darin, daß als das maß-
gebliche Kriterium für die Einbeziehung oder
Nichteinbeziehung in solchen Untersuchun-
gen zumeist die Staatsbürgerschaft herange-
zogen wird. Die Mitgliedschaftsrollen des po-

) Die in diesem Beitrag präsentierten Daten ent-
stammen einem Forschungsprojekt über Probleme
der Ausländerintegration, das die Verfasserin mit
Karl Otto Hondrich und Ulrike Schöneberg durch-
geführt hat und das von der Stiftung Volkswagen-
werk finanziert worden ist Im Rahmen dieses Pro-
jekts wurden 1982 insgesamt 1 500 Griechen, Tür-
ken und Italiener befragt Eine umfassendere, auch
die Lebensbereiche Arbeit" und „Wohnen“ einbe-
ziehende Untersuchung der Verfasserin über das
Problem der Integration erscheint 1985 unter dem
Titel „Die schwierige Integration. Die bundesrepu-
blikanische Gesellschaft und ihre 5 Millionen Aus-
länder."

litischen Systems werden in fast allen Län-
dern über die Staatszugehörigkeit definiert,
und wer nicht wählen kann, ist — das zeigen
überall schon die diesbezüglich zumeist ge-
sonderten Fragestellungen für die Jugendli-
chen — für politische Analysen von geringe-
rem Interesse. Die Jugend stellt insofern
einen Zwischentyp dar, als sie zwar noch
nicht wählen darf, in absehbarer Zeit aber mit
Sicherheit wählen wird.

Für das weitere Untersuchungsfeld der Poli-
tik, das heute mit dem Begriff der „politischen
Kultur" umschrieben wird2), ist es aber aus
zwei Gründen wichtig, auch die Ausländer sy-
stematisch in die Analysen einzubeziehen.
Zum einen ist kaum noch zu übersehen, daß
sie immer stärker zu einem zentralen, die öf-
fentliche Meinung bewegenden und spalten-
den Thema geworden sind3). Auch beim aus-
schließlichen Blick auf die politischen Ein-
stellungen und Verhaltensformen der deut-
schen Bevölkerung sind die Ausländer als
wirkende Hintergrundvariable bei einer gan-
zen Reihe von Themenkomplexen immer mit
im Spiel. Zum anderen hat sich im Verlauf der
späten sechziger und der siebziger Jahre die
politische Partizipation über die bloße Beteili-
gung an den Wahlen beträchtlich hinausent-
wickelt4), und für das Aktivwerden in diesen
weiteren Partizipationsformen gibt es keine
Beschränkungen, die durch die Staatsbürger-
schaft gesetzt werden. Den Weg in Richtung
erhöhter politischer Partizipation, den ein
Teil der deutschen Bevölkerung aufgrund be-
stimmter sozialstruktureller Entwicklungen

2 VgL dazu M. Greiffenhagen/S. Greiffenhagen.
Ein schwieriges Vaterland. Zur politischen Kultur
Deutschlands, München 1979; P. Reichel, Politische
Kultur der Bundesrepublik, Opladen 1981; J.
Schissler (Hrsg.), Politische Kultur und politisches
System in Hessen, Frankfurt 1981.
3) Vgl. C. Koch-Arzberger, Die schwierige Integra-
tion. Die bundesrepublikanische Gesellschaft und
ihre 5 Millionen Ausländer, Opladen 1985, S. 20ff.;
Institut für angewandte Sozialwissenschaft (Infas),
Meinungen und Einstellungen zu Ausländerproble-
men, Bonn-Bad Godesberg 1982.
4) Vgl. S. Barnes/M. Kaase u.a., Political Action:
Mass Participation in Five Western Democracies,
Beverly Hills 1979; M. Kaase, Partizipatorische Re-
volution — Ende der Parteien?, in: J. Raschke
(Hrsg.), Bürger und Parteien, Opladen 1982.
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gegangen ist, wird somit vermutlich — bei
Demonstrationen und in Bürgerinitiativen ist
das schon jetzt erkennbar — auch ein Teil der
Ausländer gehen; und das werden bei einer

Gesamtzahl von mehr als vier Millionen hin-
reichend viele sein. Die Bedeutung dieses
Themenkomplexes wird also mit einiger Ge-
wißheit wachsen.

I. Einige methodische Vorüberlegungen zum Thema
.Ausländer und Politik"

Bei dem Versuch, die politischen Einstellun-
gen oder das politische Verhalten der in
Deutschland lebenden Ausländer mit Hilfe
von Umfragedaten zu analysieren, hat man
ein Problem zu bewältigen, das sich zwar im
Prinzip auch bei der Befragung von Deut-
schen ergibt, aber nicht im gleichen Ausmaß
und nicht mit den gleichen Möglichkeiten des
Rückgriffs auf Sekundär-Informationen: das
Problem der Antwortverweigerung oder —
vorsichtiger ausgedrückt — der Nichtbeant-
wortung bestimmter Fragen. Fragt man in der
deutschen Bevölkerung zum Beispiel nach
den Parteipräferenzen und dem künftigen
Wahlverhalten, so hat man es in der Regel
mit einer Gruppe von rund zwanzig Prozent
der Befragten zu tun, die keine eindeutige
Präferenz — aus welchen Gründen auch im-
mer — äußern wollen. Im Nationalen Sozia-
len Survey von 1982, bei dem nur Deutsche
befragt wurden, wurde die sogenannte Sonn-
tagsfrage zum Beispiel von 21,4 Prozent der
Befragten nicht beantwortet.
Die Wahlforscher haben dann das schwierige
Problem zu lösen, eine Voraussage darüber zu
treffen, wie sich diese Gruppe beim Gang zur
Urne tatsächlich verhalten wird, denn es in-
teressiert ja die Verteilung der Gesamtheit
der Wähler, und es ist nicht ohne weiteres
anzunehmen, daß diese Gruppe mit der
Gruppe der späteren Nichtwähler völlig iden-
tisch ist Durch eine Fülle von zusätzlichen
Untersuchungen und ständige Vergleichs-
möglichkeiten mit den tatsächlichen Wahler-
gebnissen haben die Wahlforscher dieses Pro-
blem der Extrapolation von den bei Umfragen
offengelegten Präferenzen auf das Verhalten
der Gesamtheit aber inzwischen weitgehend
im Griff5).

5) Vgl. dazu E. Noelle-Neumann, Die Schweigespi-
rale. Öffentliche Meinung — unsere soziale Haut
München-Zürich 1980.

6) Vgl. Kommission der europäischen Gemein-
schaften, euro-barometer. Die öffentliche Meinung
in der europäischen Gemeinschaft, Nr. 19, Brüssel
1983, S. 43.

Bei der Untersuchung der Ausländer ist die-
ses Problem schwerer zu lösen, weil die Ant-
wortverweigerung oder Nichtbeantwortung
bei einigen politischen Fragen noch beträcht-

lieh größer ist (sie geht bis zu 50 Prozent) und
weil es die flankierende Datenfülle nicht gibt,
mit deren Hilfe man die interessierenden
Einstellungen, Interessen, Erwartungen und
Verhaltensweisen auf indirekten Wegen ein-
kreisen könnte.
Vor allen Versuchen, Erklärungen für das
hohe Maß an Antwortverweigerungen bei
den hier lebenden Ausländern zu finden, ist
in Erinnerung zu rufen, daß das Interesse an
Politik kaum irgendwo so hoch ist wie in der
deutschen Bevölkerung. Der unmittelbare
Vergleich des politikbezogenen Antwortver-
haltens der hier lebenden Ausländer mit dem
der Deutschen führt also ohnehin in die Irre.
Schon in den Herkunftsländern Griechenland
und Italien, d. h. bei den dort lebenden Bevöl-
kerungen, sind zum Beispiel die Nichtwähler-
anteile höher und das politische Desinteresse
— wie etwa die regelmäßigen euro-barome-
ter-Untersuchungen zeigen — größer als in
der Bundesrepublik6). Die bei den in der Bun-
desrepublik lebenden Ausländern feststell-
bare größere Zurückhaltung bei den Stellung-
nahmen zu politischen Fragen hat also sozu-
sagen schon einen heimatbedingten Sockel.

Die Ursachen für das höhere Maß an Ant-
wortverweigerungen auf politische Fragen
speziell bei den hier lebenden Ausländern lie-
gen zum Teil sicher ganz einfach darin, daß
ihre Beschäftigung mit Politik kaum in ihre
reale Lebenswelt eingebunden ist. Hier geht
es also um die Inhalte der gestellten Fragen
und den Grad ihrer Konkretheit Es ist ganz
eindeutig, daß es stets die Fragen mit eher
hypothetischem Charakter und ohne aktuelle
konkrete Bedeutung für die Lebenssituation
der Befragten waren, die zu höheren Anteilen
nicht beantwortet wurden. So wurden Fragen
zur Gewerkschaftsmitgliedschaft und zu ge-
werkschaftlichen Aktivitäten nur von sehr
wenigen Befragten (zwischen 0,6 und 3 Pro-
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zent) nicht beantwortet Viele ausländische
Arbeitnehmer sind in einer Gewerkschaft;
man kennt sich also aus damit. Außerdem
sind Gewerkschaften nicht nur von tarifpoliti-
scher Bedeutung für Ausländer, sondern auch
zum Beispiel über Sprachkurse, Dolmetscher,
ausländische Vertrauensleute, Veranstaltun-
gen aller Art und nicht zuletzt über die Mög-
lichkeit, selbst aktiv zu werden, sich zur Wahl
zu stellen und mitzubestimmen, von sehr kon-
kreter Bedeutung für einen großen Teil der
Ausländer7). Fragen hingegen dazu, ob man
für oder gegen spezielle Ausländerparteien in
der Bundesrepublik sei, ob man für oder ge-
gen die Aufstellung ausländischer Kandida-
ten durch deutsche Parteien sei oder ob man
hier eher eine deutsche oder eine Partei des
Heimatlandes wählen würde — Fragen also, 
die ausgesprochen hypothetischen Charakter
haben und deren Realisierung in der Öffent-
lichkeit auch kaum diskutiert worden ist (ver-
mutlich schon wegen der rechtlichen Proble-
matik) —, hatten bereits Nichtantworterquo-
ten von 5 bis 20 Prozent aufzuweisen. Extrem-
werte von über 40 Prozent ergaben sich dann
bei Fragen nach den Wahlabsichten oder der
Selbstverortung auf dem Links-Rechts-Konti-
nuum. Man war eben hier noch nie in der
Situation, sich überlegen zu müssen, wie man
wählen wird und wo man im politischen
Spektrum derzeit steht.

) VgL Q Koch-Arzberger (Anm. 3), S. 100 ff.

Dieses für die Ausländer ganz generell zutref-
fende Problem der zum Teil recht großen Di-
stanz zu den angesprochenen Fragen wird
noch durch die soziale Schichtung verstärkt
Das politische Interesse und Aktivitätsniveau
ist ganz allgemein vom Bildungsgrad und von
der Schichtzugehörigkeit abhängig; die weni-
ger gebildeten unteren sozialen Schichten
sind überall politisch weniger interessiert
und aktiv, und die hier lebenden Ausländer
sind, wie schon in zahlreichen Studien gezeigt
wurde, eher Unterschichtangehörige.
Darüber hinaus spielt sicher auch die beson-
dere Situation eine Rolle, die durch den Auf-
enthalt in einem anderen Land gegeben ist,
die wahrgenommene Stimmung der Men-
schen in diesem Land und die politische Lage
im Heimatland. Gerade bei den die Politik
betreffenden Fragen ist zu überlegen, ob und
in welchem Maße auch Angst vor Gesin-
nungsschnüffelei für die Antwortverweige-
rung ausschlaggebend sein könnte. In Anbe-
tracht der Tatsache, daß über Vereinigungen
und Organisationen unterschiedlichster Art

zum Teil recht enge Kontakte zwischen den
Heimatländern und der Bundesrepublik un-
terhalten werden, sind solche Überlegungen
nicht von der Hand zu weisen.
über solche speziell auf das Thema „Politik“
abzielende Erklärungen hinaus scheint es bei
einem bestimmten Teil der Ausländer auch so
etwas wie ein generelles „Verweigerungssyn-
drom" zu geben, das von den Interessen in
anderen Lebensbereichen her motiviert ist
Vor allem die Gruppe der — nach den deut-
schen Kriterien — „kleinen“ Selbständigen,
bei denen in irgendeiner Form die ganze Fa-
milie mitarbeitet, scheint ausschließlich das
Bestreben zu haben, ungestört, ohne Einblick
nach innen zu geben und ohne allzu sehr in
andere Lebensbereiche (und schon gar nicht
in die Politik!) auszugreifen, Geld zu verdie-
nen. So wie sie nicht über Geld reden möch-
ten, sagen sie auch nichts über ihre politi-
schen Einstellungen.
Die Gruppe der Antwortverweigerer bleibt,
nicht über alle die Politik betreffenden Fra-
gen hinweg konstant, aber die Überschnei-
dungen sind naheliegenderweise sehr groß.
Von denen, die ihre Präferenzen für die deut-
schen Parteien nicht offenbaren wollten,
mochten sich zum Beispiel 76 Prozent auch
nicht auf einer vorgegebenen Links-Rechts-
Skala verorten; von denen, die ihre Präferen-
zen für die Parteien in ihren Heimatländern
nicht angeben wollten, verweigerten 86 Pro-
zent die erbetene Selbstverortung auf der
Links-Rechts-Skala.
Die nicht völlige Identität der Gruppen, die
die verschiedenen Fragen zur Politik nicht
beantworten wollten oder konnten, gibt im-
merhin ansatzweise die Möglichkeit, das Aus-
maß dieser Verweigerung auch den politi-
schen Lagern zuzuordnen. Demnach scheint
es so zu sein, daß die Bereitschaft, über Politik
zu reden und die eigenen politischen
Standorte darzulegen, größer wird, je weiter
man nach „links“ kommt. Bei denen, die nicht
die Beantwortung aller politischen Fragen
gleichermaßen verweigern, offenbaren die
Linken (ermittelt über die erwähnte Links-
Rechts-Skala) eher ihre Parteipräferenzen
hier oder in der Heimat; „Grüne” oder DKP-
Sympathisanten beantworten umgekehrt eher
die Frage nach der Links-Rechts-Verortung,
und wenn man von den Heimatparteien aus-
geht sind die Wähler der dortigen kommuni-
stischen oder sozialistischen Parteien offener
als die Wähler der dortigen Rechtsparteien.
Wenn in den folgenden Abschnitten die
Einstellungen der Ausländer zu verschie-
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denen politischen Fragen dargestellt und ana-
lysiert werden, muß man also immer im Auge
behalten, daß in der Tendenz eher die Rech-

ten, und zwar die gemäßigten Rechten, unter-
repräsentiert sind. Im einzelnen wird darauf
zurückzukommen sein.

II. Der Wunsch nach politischer Mitwirkung

Für die deutsche Bevölkerung ist das Basis-
element der politischen Beteiligung die Teil-
nahme an den Wahlen. Wer politisch wenig
aktiv ist, ist normalerweise „Nur-Wähler", und
wer auf mehreren Wegen politisch aktiv wird,
der geht mit einer fast neunzigprozentigen
Wahrscheinlichkeit auch zur Wahl ). Die Be8 -
teiligung an den Wahlen und andere Formen
der politischen Beteiligung werden in der Re-
gel nicht als einander ersetzbar angesehen,
sondern als in dieser Reihenfolge aufeinander
aufbauend. Gleichviel, wie man zu der Frage
selbst stehen mag, sind in der seit einigen
Jahren (wenn auch nicht gerade auf sehr brei-
ter Basis) laufenden Diskussion darüber, ob
den Ausländern das Wahlrecht gewährt wer-
den sollte, die Gegner dieser Idee also
schlecht informiert oder inkonsequent, wenn
sie die anderen Beteiligungsformen, wie etwa
die Mitwirkung bei Demonstrationen, Unter-
schriftensammlungen oder in Beiräten (die al-
lesamt nicht an die Staatsbürgerschaft gebun-
den sind), als Ersatz für das von ihnen abge-
lehnte Wahlrecht anbieten wollen.
Die Entscheidung über die Gewährung oder
Nichtgewährung des Wahlrechts für Auslän-
der bleibt dem deutschen Gesetzgeber Vorbe-
halten, in mehr oder weniger großer Abhän-
gigkeit vom Meinungsbild der deutschen Be-
völkerung und im Rahmen der zu diesem
Punkt noch nicht abschließend interpretier-
ten Verfassung. Unabhängig davon muß es
aber zunächst von Interesse sein, ob es auf
Seiten der Ausländer überhaupt ein nennens-
wertes Potential gibt, das selbst in diese Rich-
tung drängt und somit hinter den Forderun-
gen steht, die — gewissermaßen „advokato-
risch" — auf der deutschen Seite vor allem in
Partei- und Gewerkschaftsgremien erhoben
worden sind.
Auf den ersten Blick scheint dies der Fall zu
sein. Die Ausländer selbst votieren, ohne sehr
große Unterschiede zwischen den verschie-
denen Nationalitäten, zu 70 Prozent für das
Wahlrecht; 10 Prozent sind dagegen und für
20 Prozent ist die Frage des möglichen Wahl-

rechts gleichgültig. Der Grad der Informiert-
heit kann dabei als hinreichend betrachtet
werden; nur knapp 2 Prozent der Befragten
gaben zum Beispiel an, gar nicht zu wissen,
was mit „Wahlrecht" gemeint sei. Die in den
Medien erfolgte Wiedergabe und Kommen-
tierung der Diskussion, die in der deutschen
Bevölkerung eher eine Abwehrhaltung zu-
rückließ (nicht hervorrief), scheint also zumin-
dest dies bewirkt zu haben. Die erst in den
letzten Jahren aufgekommenen Stadtteil- und
speziellen Ausländerzeitungen haben dabei
vermutlich eine besondere Rolle gespielt
Unter denjenigen Ausländern, die die Forde-
rung nach dem Wahlrecht erheben, will sich
nur eine Minderheit mit der Beschränkung
auf das kommunale Wahlrecht begnügen, der
auf deutscher Seite zumeist nur diskutierten
Variante. Rund 85 Prozent unter ihnen for-
dern, daß das einzuführende Wahlrecht nicht
auf die kommunale Ebene beschränkt bleiben,
sondern sich auf alle Ebenen erstrecken soll-
te. Unter denjenigen Ausländern, die die For-
derung nach dem Wahlrecht nicht erheben,
die es ablehnen oder denen es gleichgültig ist
sagen nur wenige, dies sei ausschließlich
Sache der Deutschen. Der größere Teil von
ihnen hat eher das offen eingestandene Pro-
blem, sich vorzustellen, welche Partei und
welchen Kandidaten man anhand welcher
Kriterien dann wählen könnte. Dies geht also
in Richtung dessen, was im vorhergehenden
Abschnitt als generelle Distanz und Indiffe-
renz bereits diskutiert wurde.
Aber auch hinter das recht einmütige siebzig-
prozentige „Ja" zur Wahlrechtsforderung sind
vorerst noch einige Fragezeichen zu setzen.
Normalerweise spricht nichts dagegen, sich
für die Erringung eines zusätzlichen Rechts
auszusprechen, solange man nicht über damit
verbundene Konsequenzen nachdenken muß,
die man vielleicht nicht will. Das genannte
Zahlenverhältnis bringt also zunächst eher
eine allgemeine Stimmungslage zum Aus-
druck als einen reflektierten und festen Wil-
len, den man durch eigene Aktivitäten auch
gegen Widerstand durchzusetzen versuchen
würde. Die Frage danach, ob sie denn bereit
seien, zugunsten des Wahlrechts in der Bun-
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desrepublik auf politische Rechte in der Hei-
mat zu verzichten, führte schon zu einer stär-
keren Relativierung der von den Befragten
allgemein geäußerten Zustimmung zum
Wahlrecht für Ausländer. War jeweils schon
nur knapp die Hälfte von ihnen bereit, auf das
heimatliche Wahlrecht auf kommunaler
Ebene oder auf der Ebene der Provinz oder
der Region zu verzichten, so waren es nur
noch gut 20 Prozent, die die Bereitschaft äu-
ßerten, zugunsten des Wahlrechts in der Bun-
desrepublik auf das Wahlrecht auf nationaler
Ebene in der Heimat zu verzichten.
Bei näherer Untersuchung des Einflusses von
demographischen Merkmalen stößt man bei
den befragten Griechen, Türken und Italie-
nern auf die gleichen Zusammenhänge, die
die Politikforschung ganz generell aufgedeckt
hat und die sich zum Beispiel in der Bundes-
republik sogar noch bei einem Vergleich der
90 Prozent umfassenden Gruppe der Wähler
und der Prozent umfassenden Gruppe der
Nichtwähler zeigen. Ausländer, die die deut

10

-
sche Sprache gut beherrschen und damit auch
eher eine höhere Bildung, einen höheren Be-
rufsstatus und ein höheres Einkommen ha-
ben, neigen auch eher dazu, die Möglichkei-
ten der Beteiligung am politischen System
wahrzunehmen oder, wie im Falle des Wahl-
rechts, zu fordern. Die größere demographi-
sche oder sozialstrukturelle „Nähe" zur Auf-
nahmegesellschaft erhöht auch das Bestreben
nach politischer Partizipation.
Dies ist auch daran abzulesen, daß es die glei-
che Gruppe der Ausländer ist, die sehr viel
seltener als die anderen den Wunsch nach
ausländerspezifischen oder eigenethnischen
Institutionen äußert, im Bereich der Politik
zum Beispiel nach Kandidaten der eigenen
Nationalität bei den deutschen Parteien oder
nach speziellen Parteien für die in der Bun-
desrepublik lebenden Ausländer. Ein weiteres
Indiz für dieses Argument der Nähe oder so-
gar des Integrationsgrades ist auch der Ana-
lyse der Lebensbereiche der Arbeits- und
Wohnumwelt zu entnehmen9). Ausländer, die
nur Deutsche als Arbeitskollegen oder als
Nachbarn haben oder die mit Deutschen und
Ausländern gemischt arbeiten oder wohnen,
fordern das Wahlrecht stärker als diejenigen,
die sich in beiden Lebensbereichen eher in
einer Getto-Situation befinden.

10 ) Vgl. Ipos, Meinungen zu Grundsatzfragen der
Innenpolitik, Mannheim 1983, S. 17; Infas (Anm. 3),
S.7ff.

Aber auch wenn man den Blick nur auf die
Wahlrechtsbefürworter richtet, ist die Forde-
rung nach speziellen Ausländerparteien, für

9)Vgl. C. Koch-Arzberger (Anm. 3), S. 57 ff.
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die rechtlich keine Zulassungschancen beste-
hen und durch deren mögliche Tarnorganisa-
tionen mit Sicherheit eine Fülle von Pro-
blemen und Konflikten entstehen würde, er-
staunlich stark. Rund 53 Prozent der Befrag-
ten erheben diese Forderung. Von noch grö-
ßerem Zuspruch wird die Forderung begleitet,
daß die deutschen Parteien auch ausländische
Kandidaten der eigenen Nationalität aufstel-
len müßten. Beide Forderungen werden am
stärksten von den Türken erhoben, die sich
der deutlichsten Abneigung seitens der Auf-
nahmegesellschaft gegenübersehen 10) und
die bei ihrer Suche nach einem politischen
„Kanal" zur Artikulierung ihrer Interessen
dem bestehenden deutschen Parteiensystem
offenbar das geringste Vertrauen entgegen-
bringen (vgl. Abb. 1).
Man gewinnt den Eindruck, daß die Idee, das
politische System in der Bundesrepublik mit
ausländerspezifischen Elementen anzurei-
chern, gewissermaßen als Brücke dient für
die, die sich zwar politisch nicht mehr völlig
abseits halten wollen (wie das bei 30 Prozent
der Befragten der Fall ist), die sich aber auch
eine nahtlose Integration nicht zutrauen oder
sich nicht genug davon versprechen können.
Entlang der beruflichen Statushierarchie von
oben nach unten lassen sich also abschlie-
ßend ganz grob drei Gruppen unter den Aus-
ländern unterscheiden: diejenigen, die ohne
Einschränkungen politisch partizipieren und
wählen wollen, diejenigen, die zwar wählen
wollen, dazu aber Elemente des eigenen, hei-
matlichen politischen Systems haben wollen,
und diejenigen, die an politischer Mitwirkung
nicht interessiert sind.
Die Frage der Staatsbürgerschaft, die ja das
Wahlrecht einschlösse, ist für die Ausländer
bei alledem kein Thema. Alle drei Nationali-
täten sind sich einig in der Ablehnung der
deutschen Staatsbürgerschaft, wenn sie dafür
ihre eigene aufgeben müßten. Die entspre-
chenden Zahlen liegen zwischen 92 und 95
Prozent. Für die deutsche Staatsbürgerschaft
unter Beibehaltung der eigenen könnten sich
immerhin 51 Prozent der Italiener, 46 Prozent
der Griechen und 43 Prozent der Türken ent-
schließen — wenn das möglich wäre. Auch
diese Ergebnisse machen deutlich, daß die
Forderung nach dem Wahlrecht eher als Zu-
satz betrachtet wird und beträchtlich an
Schwung verliert, wenn sie im Zusammen-
hang mit den eigentlich — auch in den jewei-0
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Abbildung 1:
Die Forderung nach eigenen politischen Parteien in der Bundesrepublik und nach eigenen

Kandidaten in den deutschen Parteien (Angaben in Prozent)

Forderung nach eigenen Parteien

Griechen Italiener Türken Insgesamt

Es sollte spezielle Ausländer-
parteien geben 54 41 59 53

Es sollte keine speziellen
Ausländerparteien geben 46 59 41 47

100 100 100 100

Forderung nach eigenen Kandidaten

Griechen Italiener Türken Insgesamt

Eigene Kandidaten unbedingt
notwendig 59 55 87 69

Eigene Kandidaten nicht
unbedingt notwendig 40 39 5 26

Gegen eigene Kandidaten 1 6 8 5

100 100 100 100

ligen Herkunftsländern — üblichen Konse-
quenzen gesehen wird.

Vor welcher Hintergrundstimmung diese
Wünsche, Haltungen und Erwartungen der
Ausländer zu sehen sind, wird deutlich, wenn
man die Antworten der deutschen Bevölke-
rung auf die Frage nach einem möglichen
Kommunalwahlrecht für Ausländer betrach-

tet: Gut zwei Drittel der Deutschen lehnen
dieses ab, ein knappes Drittel würde es befür-
worten. Bei den Wählern der Grünen spricht
sich eine Mehrheit dafür aus, bei den FDP-
Wählern knapp die Hälfte, bei den SPD-Wäh-
lern sind es etwa 40 Prozent, bei den Wählern
der Union wird das Kommunalwahlrecht für
Ausländer von rund drei Vierteln abge-
lehnt11).
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gung der Ausländer die tatsächliche Wähler-
schaft um etwa 16 Prozent vergrößern, von
etwa 301 000 auf etwa 350 000 Wähler.

Die im Augenblick ohnehin nicht zur Debatte
stehenden Wahlen müssen jedoch nicht zum
alleinigen Bezugspunkt gemacht werden.
Zahlreiche Formen der politischen Partizipa-
tion stehen den Ausländern schon jetzt offen;
dies fordert die Betrachter vor allem in den
Massenmedien immer wieder dazu heraus, sie
je nach dem eigenen Standort mit politischen
Etiketten zu versehen. Das Ziel der folgenden
Standortbestimmungen ist es daher lediglich,
zunächst ein wenig mehr empiriegestützte
Klarheit in das noch recht diffuse und daher
nicht selten beliebiger Deutung ausgesetzte
Untersuchungsfeld zu bringen.

Zum Zeitpunkt der hier referierten Befragung
hätte die SPD bei den Ausländern einen sehr
eindeutigen Wahlsieg errungen. Da die
Nichtantworteranteile bei dieser Frage nach
den Parteipräferenzen sehr hoch waren, sind
sie in der folgenden Abbildung mit ausgewie-
sen und die Stimmenanteile der Parteien auf
die Gesamtheit aller Befragten statt — wie
sonst üblich — nur auf die „Wähler" bezogen.
(Hier sei angemerkt, daß von den insgesamt
47 Prozent derer, die keine Parteipräferenz
äußerten, 14 Prozent sagten, sie wüßten keine
deutsche Partei.) Wie oben dargelegt, steckt
in der Gruppe der Nichtantworter wahr-
scheinlich ein überdurchschnittlicher Anteil

„Rechter", so daß das interessierende Gesamt-
resultat auch nach „rechts", vor allem wohl zur
CDU, einkorrigiert werden müßte. Am allge-
meinen Bild ändert sich dadurch aber wenig.
Die Hervorhebung des Zeitpunkts der Befra-
gung ist deswegen wichtig, weil er möglicher-
weise einen ersten Punkt für die Erklärung
der Stimmenverteilung liefern kann. Erst an-
hand von Zeitreihenanalysen, die vor allem
den Ende 1982 erfolgten Regierungswechsel
in Bonn einbeziehen können, wird man ge-
nauer sehen, wie stark hier ein Kanzler- oder
Regierungspartei-Bonus eine Rolle gespielt
hat. Das dem Kriseneinschnitt von 1966/67
folgende Wachstum der Ausländerzahlen auf
den heutigen Stand von rund 4,5 Millionen
fiel im wesentlichen in die Zeit der von zwei
SPD-Kanzlern geführten sozial-liberalen Ko-
alition; und es ist anzunehmen, daß deren
quasi „ewige“ Dominanz zum Beispiel in den
Medien gerade bei den etwas distanzierteren
Betrachtern der politischen Szenerie, die die
Ausländer ja darstellen, Wirkungen hatte. Ein
ähnlich großes Bekanntheitsgefälle (und ohne
Bekanntheit gibt es keine Beliebtheit) zwi-
schen Regierung und Opposition zeigt sich
auch nahezu immer, wenn — also ebenfalls
aus der Distanz — bei Umfragen die politi-
schen Eliten anderer Staaten zum Thema ge-
macht werden; wenn also etwa die deutsche
Bevölkerung nach Mitterrand und Chirac
oder nach Margaret Thatcher und Neill Kin-
nock gefragt wird.

Abbildung 2:
Die Präferenzen der Ausländer für die deutschen Parteien (Angaben in Prozent)

Nationalität Geschlecht
Insgesamt

Griechen Italiener Türken Männer Frauen

SPD 32 27 56 43 34 40

CDU/CSU 6 8 4 7 4 6

GRÜNE 6 1 2 3 3 3

FDP 1 1 3 1 1 1

DKP 4 1 2 2 2 2

Andere — — 1 — — —

Keine Antwort 51 62 32 44 56 48

100 100 100 100 100 100
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Vergleichszahlen für die hier dargestellten
Verteilungen lassen sich einer Erhebung des
MARPLAN-Instituts entnehmen, die 1984,
also nach dem Bonner Regierungswechsel,
durchgeführt wurde und somit erste Auf-
schlüsse darüber liefern kann, wie sich der
Amtsbonus auswirkt Befragt wurden Spanier,
Italiener, Jugoslawen, Griechen und Türken.
Die SPD kam auf rund 30, die CDU/CSU auf 9,
die FDP auf 1 und der Rest auf etwa 2 Prozent
Die damit erfolgte Verschiebung der Stim-
menanteile — 10 Prozent Verlust bei der SPD,
3 Prozent Gewinn bei der CDU/CSU — deu-
tet darauf hin, daß sich der verlorene bzw.
gewonnene Amtsbonus auswirkt Die bemer-
kenswerteste Verschiebung ergab sich aber
bei der Nichtantworterquote; sie stieg in den
beiden dazwischen liegenden Jahren von 48
auf 58 Prozent Ob das eher größere Indiffe-
renz oder nur größere Vorsicht gegenüber
den neuen politischen Konstellationen ist,
bleibt noch zu klären.
Eine weitere Erklärung für die große Wert-
schätzung, die Ausländer der SPD entgegen-
bringen, ist aber auch die Politik, zumindest
jedoch die Haltung, die diese den Ausländern
gegenüber betreibt bzw. einnimmt. Wie gut
die zum gleichen Thema eingenommene Posi-
tion von CDU und CSU im Hinblick auf das
gesamte Bündel der zu bewältigenden Aufga-
ben auch begründbar sein mag — aus dem
Blickwinkel der Ausländer selbst konnte es
keine Frage sein, wo man auf größeres Entge-
genkommen oder zumindest Verständnis
rechnen konnte. Die „härtere Linie" ihnen ge-
genüber war in den letzten Wahlkämpfen
auch von führenden Vertreten der CDU/CSU
sehr offen angekündigt worden; das Rechts-
Links-Gefälle in der Einstellung zu den Aus-
ländern in der deutschen Bevölkerung war
oben anhand der Befürwortung bzw. der Ab-
lehnung des Kommunalwahlrechts für die
Ausländer zu sehen.

Insoweit ist dies ein Motiv für die Parteipräfe-
renz, das aus der besonderen Situation resul-
tiert, als Ausländer in einem anderen Land zu
leben. Aber es liegt natürlich nahe, daß eine
Reihe von Ursachen, die erkanntermaßen
überall und seit langem die Bindungen an po-
litische Parteien festlegen, gewissermaßen
„mitgebracht“ worden sind. Die wichtigste
darunter ist die Tatsache, daß es eben im we-
sentlichen die Arbeiterschaft ist, die nach
Deutschland gekommen ist — trotz aller
Schichtübergänge nach „oben" und nach „un-
ten" ) —12 , d. h. die .Arbeiterklasse" im traditio-
nellen Sinne. Eine gewichtige Ursache für die

Ausrichtung auf die Sozialdemokratie kommt
also von daher; sie ist Tradition und ganz ein-
fach das Pendant zur völlig gleichartigen Par-
teibindung in Deutschland. Die Türken, die in
der untersuchten Stichprobe den größten An-
teil an Facharbeitern aufwiesen, tendierten
auch am eindeutigsten zur SPD. Die relativ
geringe Bedeutung und Ausstrahlung der
kommunistischen Partei in der Bundesrepu-
blik hat diese Konzentration auf die SPD si-
cher noch befördert.
Der relativ hohe Anteil von zusammen mehr
als 10 Prozent Anhängern der DKP und der
Grünen bei den Griechen ist weitgehend aus
dem bei ihnen beträchtlich größeren Anteil
von Schülern und Studenten erklärbar. Der
etwas höhere Anteil an potentiellen CDU/
CSU-Wählern bei den Italienern resultiert
hingegen vor allem aus den dort überdurch-
schnittlich großen Gruppen von höheren An-
gestellten und Rentnern.

Die Frage der „mitgebrachten“ oder in das
deutsche Parteiengefüge nur „übersetzten“
Orientierungen läßt sich noch weiter klären,
wenn man die Sympathien für die deutschen
Parteien direkt mit den Sympathien für die
Heimatparteien vergleicht Zuvor ist aber zu
prüfen, wie weit die Gruppen der in der Bun-
desrepublik lebenden Ausländer in ihren Prä-
ferenzen für die Heimatparteien eigentlich
vom Gesamtbild in den Heimatländern ab-
weichen bzw. wie gut sie mit ihm überein-
stimmen. Da die letzten freien Wahlen in der
Türkei schon relativ weit zurückliegen, soll
nur das griechische und italienische Beispiel
betrachtet werden. /
Trotz der hohen Nichtantworterquoten und
der vermutlichen Notwendigkeit, das Befra-
gungsergebnis leicht nach „rechts" einzukorri-
gieren, ist kaum zu übersehen, daß die Vertei-
lungen sehr weitgehend übereinstimmen. Der
rasante Zuwachs für die PASOK, die soziali-
stische Partei Griechenlands, dürfte — kurz
nach ihrem großen Wahlsieg von 1981 — eine
tatsächliche Wähler- oder zumindest Sympa-
thiebewegung widerspiegeln und keinen
Stichprobenfehler zum Ausdruck bringen. Be-
sonders am Beispiel der Italiener besagt diese
große Übereinstimmung mit der Gesamtwäh-
lerschaft in der Heimat aber auch, daß die

12) Die vertikale Mobilität der Ausländer ist im
Verlauf ihres Aufenthalts in der Bundesrepublik
sehr gering. Rund 90 Prozent von ihnen bleiben auf
dem Niveau der sozialen Schichtung, das sie bei
der Einreise in die Bundesrepublik hatten; vgl. C
Koch-Arzberger (Anm. 3), S. 92 ff.
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Abbildung 3:

Die Präferenzen für die Heimatparteien und die Ergebnisse der letzten nationalen Wahlen

Griechen

Italiener

Parteipräferenzen für die Heimatparteien
nicht schlicht auf die jeweiligen „Schwester-
parteien“ in der Bundesrepublik übertragen
werden — ein Vorgang, der durch die Zusam-
menschlüsse der Parteien etwa im Europapar-
lament oder in den zum Teil weltweiten Par-
teiföderationen durchaus sinnvolle und reali-
stische Grundlagen hätte.

Unterstellt man, gestützt zum Beispiel auf sol-
che Erwägungen, eine gewisse Parallelität
oder ein gewisses Entsprechungsverhältnis
zwischen den hiesigen und den dortigen
Kommunisten, zwischen den hiesigen und
den dortigen Sozialdemokraten, Christde-
mokraten, Liberalen usw., dann gibt es bei bei-
den betrachteten Nationalitäten nicht nur die
— unter Beibehaltung des jeweiligen partei-
politischen Lagers — bloßen „Übersetzungen"
zwischen den Heimatländern und der Bun-
desrepublik. Den vorliegenden Zahlen ist le-
diglich zu entnehmen, daß die Hauptströme
der „Wanderungen" zwischen den heimatli-
chen und den hiesigen Parteien innerhalb der
großen politischen Lager — also: kommuni-
stisch, sozialdemokratisch, liberal, christde-
mokratisch — bleiben. Ein härterer Test auf
diese generalisierende Aussage bleibt auf der
Grundlage größerer Zahlen noch durchzufüh-
ren; aber vor allem anhand des italienischen
Beispiels, das keine so einseitige Verteilung
der Sympathien aufweist wie das griechische,
ist die Hypothese zunächst vertretbar.

•

Von den Anhängern der Democrazia Cristia-
na „wandert" immerhin der größere Teil zur
deutschen CDU, während die Anhänger der
sozialistischen Partei Italiens fast vollständig
zur deutschen SPD übergehen (vgl. Abbildung
4). Bei den Griechen fügen sich die Anhänger
der „Neuen Demokratie", der dortigen großen
Mitte-Rechts-Partei des langjährigen Staats-
präsidenten Karamanlis, dem Hauptstromar-
gument schon nicht mehr ganz — vielleicht
aufgrund der genannten besonderen Umstän-
de. Sie wenden sich mehrheitlich der hiesigen
SPD zu, und nicht dem „eigentlichen Pendant“,
der CDU/CSU (vgl. Abbildung 5). Die PASOK-
Anhänger hingegen bleiben zum allergrößten
Teil auf der sozialistischen oder sozialdemo-
kratischen Linie und spalten beim Übergang
zum deutschen Parteiengefüge noch einen be-
merkenswerten Anteil für die Grünen ab.
Dieser wird, wie schon erwähnt, vor allem von
den jungen und gebildeten PASOK-Sympathi-
santen gestellt.

Besonders am italienischen Beispiel ist gut zu
erkennen, daß das deutsche Parteiensystem,
und darin vor allem wieder die SPD, offenbar
in der Lage ist, Sympathien auf sich zu kon-
zentrieren, die im Heimatland bei Splitterpar-
teien liegen (die Kategorie ,Andere" in der
Abbildung 4) oder ohne Bezugspunkt, ohne
Objekt geblieben sind (die Kategorie „Wüßte
keine Partei“ in der gleichen Abbildung). Die
Zufriedenheit der italienischen Bevölkerung

39 B 35



Abbildung 4:

Die Parteipräferenzen der Italiener zu Hause und in der Bundesrepublik

Heimatparteien
Parteien in der
Bundesrepublik„Wanderungen“

Einige sehr kleine Parteien und „Wanderungsströme“ sind nicht aufgeführt, so daß sich die Angaben für
die drei betrachteten Blöcke (Parteien dort, „Wanderungsströme", Parteien hier) nicht immer zu vollen 100
aufaddieren.
(Lesebeispiel: Von den 26 Prozent- der befragten Italiener, die im Heimatland die „Democrazia Cristiana
wählen, würden bei Wahlen in der Bundesrepublik 11 Prozent die SPD und 15 Prozent die CDU/CSU
wählen.)

mit ihrer Demokratie ist bekanntlich seit
mehr als einem Jahrzehnt beträchtlich gerin-
ger als die der deutschen Bevölkerung mit
der ihren ). Diese Rechnung geht allerdings,
das muß hinzugefügt werden, völlig nahtlos
nur im

13

vorgestellten Modell auf, bei dem die
Nichtantworter nicht einbezogen sind. Auch
bei der Frage nach den Präferenzen für die
deutschen Parteien ergab sich ja eine Gruppe,
die „keine deutsche Partei wüßte“.
Die geringste Wahrscheinlichkeit, daß die
Stimmenanteile von der heimatlichen Partei
auf das deutsche Gegenstück verlagert wer-
den, besteht bei beiden Nationalitäten im

13) Vgl. Kommission der europäischen Gemein-
schaften (Anm. 6), S. 27 ff.

kommunistischen Lager; hier kommt es insge-
samt zu den größten „Wanderungsverlusten“.
Bei den Griechen bleibt immerhin mehr als
die Hälfte der KP-Anhänger bei der Partei,
ein gutes Viertel geht zur SPD, der Rest zu
den Grünen. Von der beträchtlich größeren
Gruppe der italienischen KP-Anhänger über-
trägt sogar nicht einmal ein Zehntel der Be-
fragten die Sympathien auf die DKP, mehr als
drei Viertel wenden sich den deutschen Sozi-
aldemokraten zu, ein sehr kleiner Teil würde
„grün“ wählen. Neben den schon genannten
Gründen für die geringere Bedeutung und
Ausstrahlung der DKP ist aus dieser Gegen-
überstellung des italienischen und des grie-
chischen Beispiels vielleicht auch die Bedeu-
tung abzulesen, die die politische Ausrich-
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Abbildung 5:

Die Parteipräferenzen der Griechen zu Hause und in der Bundesrepublik

Parteien in der
Bundesrepublik„Wanderungen“Heimatparteien

Einige sehr kleine Parteien und „Wanderungsströme“ sind nicht aufgeführt, so daß sich die Angaben für
die drei betrachteten Blöcke (Parteien dort, „Wanderungsströme”, Parteien hier) nicht immer zu vollen 100
aufaddieren.
(Lesebeispiel: Von den 16 Prozent der befragten Griechen, die im Heimatland die „Neue Demokratie“
wählen, würden bei Wahlen in der Bundesrepublik 10 Prozent die SPD und 6 Prozent die CDU/CSU wäh-
len.)

tung der heimatlichen kommunistischen Par-
teien für die Übertragung oder Nichtübertra-
gung der Sympathien hat. Im Gegensatz zu
den griechischen sind die italienischen Kom-
munisten ja prononciert „eurokommunistisch“
und durch ihre propagierte Öffnung zur Mitte
der Sozialdemokratie bei aller gebliebenen
Distanz — besonders wohl bei der Masse der
ideologisch weniger festen Nichtorganisier-
ten, eben der bloßen Anhänger — schon nä-
her als der „versteinerten“ DKP.
Eine vorläufige Zusammenfassung der Ergeb-
nisse dieser Untersuchungsschritte könnte
vielleicht folgendermaßen lauten: Wie ein-
gangs angedeutet, sind die Präferenzen der
Ausländer für die deutschen Parteien auf die
Kombination von vier Variabienkomplexen

zurückzuführen, deren relatives Gewicht end-
gültig erst nach weiteren, detaillierteren und
den Zeitverlauf einbeziehenden Untersu-
chungen bestimmt werden kann. Das Funda-
ment bilden wie überall erstens die demo-
graphischen und sozialstrukturellen Merk-
male der Wähler, die mit bestimmten Wahr-
scheinlichkeiten zweitens die Präferenzen für
die Heimatparteien festlegen. In den Vorgang
der „Übertragung" dieser Präferenzen auf die
„entsprechenden" deutschen Parteien interve-
nieren dann drittens die Politik oder die Hal-
tung, die die deutschen Parteien den im
Lande lebenden Ausländern gegenüber be-
treiben bzw. einnehmen, und möglicherweise
viertens ein Regierungspartei- oder Kanzler-
bonus.
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IV. Die politische Selbstverortung auf dem Links-Rechts-Kontinuum
Zum Zwecke einer Vereinheitlichung des
Maßstabs ist in den letzten Jahren besonders
bei international vergleichenden Untersu-
chungen der Versuch unternommen worden,
neben den Präferenzen für die politischen
Parteien ein generelleres Instrument zur Er-
mittlung der politischen Standorte einzuset-
zen. über mehr als ein halbes Jahrhundert
hinweg konnte es als weitgehend unstrittig
gelten, daß bestimmte Parteien „links-“ oder
„rechtsgerichtet" waren, aber es fehlten die
Bezugspunkte, wenn man feststellen wollte,
ob die englische Labour-Party ebenso „links“
war wie die französische SFIO, oder die italie-
nische Democrazia Cristiana ebenso „rechts"
wie die deutsche CDU. Innerhalb der einzel-
nen Länder ist die umstandslose Zuschrei-
bung der Parteien zum Links-Rechts-Konti-
nüum vor allem durch das Aufkommen neuer
politischer Bewegungen, besonders der „Grü-
nen", die sehr unterschiedliche Motive bün-
deln, zweifelhaft geworden14).

14) Vgl. W. Bürklin, Die Grünen und die „Neue Poli-
tik“. Abschied vom Dreiparteiensystem?, in: Politi-
sche Vierteljahresschrift, (1981)4, S. 359ff.; K. Arz-
berger, Stabilität und Wandel im Verhältnis zwi-
schen den Generationen, in: K.O. Hondrich/R. Voll-
mer (Hrsg.), Bedürfnisse. Stabilität und Wandel, Op-
laden 1983; S. 101 ff.
15 ) Vgl. F.U. Pappi, Die Links-Rechts-Dimension des
deutschen Parteiensystems und die Parteipräfe-
renz-Profile der Wählerschaft, in: M. Kaase/H.-D.
Klingemann (Hrsg.), Wahlen und politisches Sy-
stem. Analysen aus Anlaß der Bundestagswahl
1980, Opladen 1983, S. 423 f.

Dieses auf stärkere Generalisierung ausge-
richtete Instrument zur Ermittlung der politi-
schen Orientierungen ist eine zehnstufige
Skala mit den Endpunkten „Links“ und
„Rechts". Jeder Befragte soll sich auf dieser
Skala dort „verorten", wo er selbst seinen poli-
tischen Standort zwischen oder auch auf die-
sen Polen sieht
Das Instrument scheint zu messen, was es
messen soll. In der neueren wahlsoziologi-
schen Literatur ist, gestützt auf Daten aus ver-
schiedenen Ländern, wiederholt gezeigt wor-
den, daß die Wählerschaft mit den Symbolen
„Links" und „Rechts“, bezogen auf die politi-
schen Parteien, im wesentlichen konsistent
umzugehen weiß ). Da es dabei keine Krite15 -
rien für absolute oder objektive Richtigkeit
geben kann, geht es vor allem um die Frage
relativer Einmütigkeit bei der Verwendung
der Skala und der Übereinstimmung zwischen
dem Wähler- und dem Expertenurteil. Der

Durchschnittswähler, so ist deutlich gewor-
den, sieht die Placierung der Parteien auf die-
ser Skala in England, Deutschland oder
Frankreich ähnlich wie ein „wohlinformierter
Experte". Besonders bei den größeren Par-
teien sind falsche Standortzuschreibungen
eher selten ).16

Abbildung 6:
Selbsteinschätzung des politischen Standorts

bei Ausländern und Deutschen

I I Deutsche
•m Ausländer

Quellen: Eigene Umfrage und Der Spiegel 50/1981,
S. 91, mit Daten von Emnid.
Angaben in Prozent.

Aus der Abbildung 6 ist zu ersehen, wie sich
die befragten Ausländer auf diesem Konti-
nuum verteilen und wie die mit der gleichen
Frage und etwa zur gleichen Zeit ermittelte
Verteilung der deutschen Bevölkerung dage-
gen aussieht. Auf den ersten Blick vermittelt
diese Gegenüberstellung den Eindruck, als
läge der entscheidende Unterschied zwischen
beiden Gruppen in der größeren Linkslastig-
keit der Ausländer. Hier ist jedoch daran zu
erinnern, daß ein großer Teil der Ausländer
— nämlich 49 Prozent — diese Frage nicht
beantwortet hat, und diese Teilgruppe, hätte
sie geantwortet, die Verteilung eher nach
rechts verlagert hätte. Dennoch muß man da-
von ausgehen, daß die Gesamtverteilung der
in Deutschland lebenden Italiener, Griechen
und Türken, die ja demographisch und sozial-
strukturell keinen repräsentativen Quer-
schnitt ihrer Herkunftsgesellschaften darstel-
len, von der der Deutschen eher etwas nach
links abweicht.

16) Vgl. die Gegenüberstellung der deutschen Par-
teien bei F.U. Pappi (Anm. 15), S. 427.
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Ebenfalls ins Auge fällt die Tatsache, daß das
Gesamtbild der Selbsteinschätzung der politi-
schen Standorte bei den Ausländern nicht
jene Normalverteilung ergibt, die zum Bei-
spiel die deutsche Bevölkerung trotz aller
Verlagerungen von rechts nach links und zu-
rück seit drei Jahrzehnten kennzeichnet; fest-
gehalten ist dies etwa in den Allensbacher
Jahrbüchern der Demoskopie und in den Na-
tional Surveys. Es muß hier aber offen blei-
ben, ob dies schon ein Indikator für die stär-
kere politische Polarisierung unter den Aus-
ländern ist, oder ob dies Fehlen vor allem der
„rechten Mitte" ein Effekt der hohen Nicht-
antworterquote ist, in der ja, wie oben plausi-
bel gemacht werden sollte, vielleicht ein
überdurchschnittlicher Teil dieser rechten
Mitte versteckt ist.
Betrachtet man die einzelnen Nationalitäten,
deren Verteilungen in der Abbildung 7 darge-
stellt sind, so ist zu sehen, daß dieses Gefälle
ein durchgehendes Merkmal ist. Bei allen
drei Nationalitäten dominiert die Linke, am
stärksten bei den Griechen, die mit Andreas
Papandreou in der Heimat auch zum ersten
Mal die Sozialisten an die Macht gewählt hat-
ten. Die Einkorrigierung dieser Verteilungen
durch die vermutlich eher rechtsorientierten
Nichtantworter ergäbe allenfalls bei den Ita-
lienern einen weitgehenden Ausgleich, die,
wie auch am relativ instabilen System der Re-
gierungsmehrheiten in Italien abzulesen ist,
die geringste Zentrierung in ihrer Verteilung
aufweisen.
Wenn das Fehlen der rechten Mitte die Reali-
tät widerspiegelt und nicht nur oder zum grö-
ßeren Teil der besonderen Zusammensetzung
der Antwortverweigerer zugerechnet werden
muß, ist dies ein Phänomen, das für alle drei
Nationalitäten kennzeichnend ist. Die ex-
treme Rechte ist stets stärker besetzt als die
drei Kategorien davor, also von dort aus zur
Mitte hin. Bei den Türken zeigt sich ein sol-
ches — aber wohl kaum interpretationsfähi-
ges — „Loch" in der Normalverteilung auch
auf der linken Seite der Skala.
Die größte Erklärungskraft für die Selbst-
einstufung auf dieser Links-Rechts-Skala ha-
ben die gleichen Merkmale, die auch für die
Parteipräferenzen — für die Heimatparteien
ebenso wie für die.deutschen Parteien — her-
ausgestellt worden sind. Schon dies legt die
Vermutung nahe, daß die Konsistenz bei der
Verwendung der Skala und die Übereinstim-
mungen zwischen den Parteipräferenzen und
der Links-Rechts-Verortung sehr groß sind —
die auf dem wohlinformierten Expertenurteil

Abbildung 7:

Selbsteinschätzung des politischen Standorts
bei Italienern, Griechen und Türken

Griechen

Angaben in Prozent

beruhende „richtige“ Reihenfolge der Parteien
auf der Skala immer vorausgesetzt Auch bei
den Ausländern weiß man also, was links und
rechts ist, man weiß, welche deutschen und
welche Heimatparteien eher links oder rechts
sind, und man weiß, wo man selbst steht
Im Detail zeigt dies die Abbildung 8, wo am
Beispiel der Griechen und der Italiener zu
sehen ist, daß sich die Anhänger der drei
jeweils wichtigsten Heimatparteien in der
richtigen Reihenfolge verorten. Selbst die Un-
terschiede in den Distanzen lassen sich sinn-
voll interpretieren. Die Anhänger der mos-
kauorientierten griechischen KP stehen wei-
ter links als die der eurokommunistischen ita-
lienischen KP, die Anhänger der sozialisti-
schen Parteien beider Länder liegen etwa auf
gleicher Höhe, und die katholische Democra-
zia Cristiana ist, wie der Idee nach alle christ-
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Abbildung 8:
Die Präferenzen für die Heimatparteien
und die Selbstverortung ihrer Wähler

auf der Links-Rechts-Skala

demokratischen Parteien und in der Bundes-
republik die CDU, stärker zur Mitte hin orien-
tiert als die konservativ-rechten Anhänger
der griechischen .Neuen Demokratie".
Die interessanteste Frage im Hinblick auf die
Möglichkeiten einer politischen Integration
der Ausländer in die deutsche Gesellschaft,
besonders im Hinblick auf ihre mögliche Ein-
beziehung bei Wahlen, ist natürlich die, wie
die Präferenzen für die deutschen Parteien
auf der Links-Rechts-Skala verteilt sind und
wie diese Verteilung im Vergleich zur deut-
schen Wählerschaft aussieht Unabhängig
also von den Stimmenanteilen, die diese oder
jene Partei bei den Ausländern erzielen wür-
de, wird danach gefragt, ob die deutschen Par-
teien unter den Ausländern ähnlich ausge-
richtete, ähnlich extremistische oder gemä-
ßigte Wähler hinter sich bringen würden wie
unter den deutschen Wählern. Denkbar wä-
ren ja auch weitgehende Differenzen zwi-
schen den beiderseitigen Standortwahrneh-
mungen der Parteien, was längerfristig zu
Enttäuschungen und Problemen führen müß-
te. Vom Standpunkt des Wählers aus gese-
hen: Man wählt eine bestimmte Partei, weil
man sie zu einem bestimmten Grade für
linksgerichtet hält, und ist zwangsläufig ent-
täuscht, wenn sie sich dann als viel weiter
rechtsstehend erweist Von den Parteien aus
gesehen: Man bringt in der Summe von Deut-
schen und Ausländern eine Gesamtwähler-
schaft hinter sich, deren Erwartungen — eine
nochmalige Steigerung der Schwierigkeiten
aller modernen „Volks"-Parteien! — auf kei-
nen gemeinsamen Nenner mehr zu bringen
sind.
Das wäre zwar denkbar, aber die Abbildung 9
zeigt, daß es bei den drei untersuchten Natio-
nalitäten nicht so ist Ganz generell gilt, daß
die Ausländer mit „ihren“ deutschen Parteien
stets etwas weiter links stehen als die deut-

schen Anhänger der jeweils gleichen Partei-
en. Die Gesamtspanne vom Standort der kom-
munistischen Wähler bis zu denen der CDU
ist bei ihnen nicht weiter oder kürzer als bei
den deutschen Wählern. Den geringsten „Spa-
gat“-Schritt, um ihre deutschen und ausländi-
schen Anhänger unter einen gemeinsamen
Hut zu bringen, hätte die SPD zu vollziehen.
(Der SPD-Geschäftsführer Glotz wählte kürz-
lich dieses Bild, um das Problem der Rückge-
winnung der zu den Grünen abgewanderten
Wähler zu veranschaulichen.) Die deutschen
und die ausländischen SPD-Sympathisanten
stehen — leicht links von der Mitte — na-
hezu auf dem gleichen Standort. Eine gering-
fügig größere Distanz hätten die CDU und die
FDP zu überbrücken — die CDU hätte beim
Entgegenkommen gegenüber „ihren“ Auslän-
dern leichte Zugeständnisse nach links, die
FDP leichte Zugeständnisse nach rechts zu
machen —, die größte Distanz — ebenfalls
nach links — die Grünen. Auf dieser etwas
generelleren Ebene der Betrachtung würde
die Eingliederung der Ausländer in die deut-
sche Wählerschaft also nur sehr wenig durch-
einanderbringen.

Abbildung 9:

Die Parteipräferenzen von Ausländern
und Deutschen und ihre Verortung

auf der Links-Rechts-Skala

Links * ' ' ' ' ' 1 ' Rechts

Die Angaben für die deutsche Bevölkerung basie-
ren auf den Daten des National Survey 1980, die für
die Ausländer auf der eigenen Umfrage.

Daß sich hinter den Mittelwerten der Abbil-
dung 9 vielleicht doch noch ein diskussions-
würdiger Punkt verbirgt, zeigt sich, wenn man
noch etwas detaillierter die unter den Aus-
ländern populärste Partei betrachtet. In der
Abbildung 10 ist dargestellt, wie sich die tür-
kischen, italienischen und griechischen An-
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Abbildung 10:

Die ausländischen SPD-Anhänger und ihre
Verortung auf der Links-Rechts-Skala

hänger der SPD über die Links-Rechts-Skala
verteilen. Auffallend ist bei allen drei Natio-
nalitäten der rechte Sockel, eine Anzahl von
Befragten also, die zwar sozialdemokratisch
wählen würden, die sich gleichzeitig aber als
extrem rechtsgerichtet einstufen. (Unter den
deutschen SPD-Anhängern gibt es dies —

völlig logisch ist die Welt eben nicht einge-
richtet — nur in einem minimalen Umfang,
wie zum Beispiel der Nationale Soziale Sur-
vey 1982 ausweist.)

Möglicherweise hat diese etwas ausgepräg-
tere Inkonsistenz einen schon angesproche-
nen Grund in der Auslandssituation, in der
Tatsache, in der Fremde zu leben: Extremer
Nationalismus oder Chauvinismus läßt sich
eben nicht auf Parteien anderer Länder über-
tragen; was bleibt, ist das Kriterium der größ-
ten Ausländerfreundlichkeit, die dann auch
ein Rechter der SPD zuschreibt Vielleicht ist
es aber auch so, daß das derzeitige deutsche
Parteiengefüge wirklich Rechten — hier gäbe
es ja Parallelen zu den (besonders jungen)
deutschen Rechten — keine angemessene
Heimat gibt Auch der bei der Befragung im-
mer wieder erfolgte Rückzug auf die Antwort
„wüßte keine Partei" gerade auf deren Seite
deutet in diese Richtung eines — allerdings
nicht gerade sehr großen — Potentials, das
sich seine (dann ausländerspezifische) Orga-
nisation noch schaffen müßte.
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'Uwe Thaysen: Mehrheitsfindung im Föderalismus. Thesen zum Konsen-
sualismus der westdeutschen Politik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/85, S. 3—17

Der Föderalismus der Bundesrepublik Deutschland enthält viele Widersprüchlichkeiten.
Im internationalen Vergleich ist er durch beträchtliche Dynamik gekennzeichnet, die
gleichwohl politische Konstanz bewirkt. Typisch für ihn ist Konkurrenz, die dennoch weit-
gehenden inhaltlichen Konsens hervorbringt
Zwar haben die Väter des Grundgesetzes die Entwicklung kräftig ausdifferenzierter Bun-
desländer fördern wollen, tatsächlich aber ist die Vereinheitlichung der Lebensverhält-
nisse ständig fortgeschritten. Zwar haben die Bundesländer immer mehr an Eigenständig-
keit auch der Kompetenzen, eingebüßt dafür aber zunehmend Einfluß auf die Gesetzge-
bung des Bundes gewonnen. Zwar zielt das parlamentarische Regierungssystem in Bund
und Bundesländern auf die ungeteilte Verantwortlichkeit der Regierungen und ihrer
Mehrheiten, trotzdem erhalten die Oppositionen von Bund und Ländern einen — institu-
tionell gut abgesicherten — Einfluß auf die Bundespolitik, wie er in anderen westeuropäi-
schen Ländern unbekannt ist
Vom Bundesrat geht ein erheblicher „Konsensdruck“ auf die Parteien der Bundesrepublik
aus. Höchstens zwei Prozent der Gesetzentwürfe scheitern am Bundesrat und mindestens
zwei Drittel aller Gesetze werden im Bundestag schließlich einstimmig verabschiedet Der
Konsensdruck verstärkt zwar die Legitimität der Entscheidungsinhalte, nicht aber Trans-
parenz und Partizipation der Entscheidungsverfahren. Insofern kann — im Unterschied
zur Schweiz — von einem „Föderalismus von oben“ gesprochen werden.
Der Konsens der traditionellen Parlamentsparteien bewirkt die „Ausgrenzung" alternati-
ver Politik. Um so problematischer ist die Forderung nach mehr Konsens für die westdeut-
sche Politik gerade aus den Reihen der Befürworter alternativer Politik.
In jüngster Zeit gibt es Anzeichen für eine Wiederbelebung des Föderalismus. Es ist dies
jedoch keine Wiederbelebung der Individualitäten unterschiedlicher Landesvölker, viel-
mehr eine gesteigerte Konkurrenz der Landesväter. Es ist dies ein aus den Staatskanz-
leien der Bundesländer ventilierter Föderalismus, in dem die Ministerpräsidenten inner-
und zwischenparteilich als „Zuschußmaximierer“ und „Stimmenmaximierer" sowie als
Kanzlerkandidaten miteinander wetteifern. Bei diesem „Föderalismus von oben“ geht es
um die höchstmögliche Zustimmung von unten. Es ist ein parteipolitisch dominierter, kon-
sensorientierter Konkurrenzföderalismus.

Otfried Jarren: Kommunikationsstrukturen und Lokalmedien auf dem
Lande
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/85, S. 19—29

Im Mittelpunkt des Beitrags steht die Untersuchung lokaler Kommunikationsverhältnisse
in ländlichen Räumen: Wie ist es dort heute um das personale Kommunikationsnetz
bestellt und welche Medien sind in den ländlichen Räumen verbreitet? Die Auswertung
vorliegender empirischer Studien ergibt, daß von einer „publizistischen Unterversorgung"
in ländlichen Räumen ausgegangen werden kann. Es mangelt gerade in den ländlichen
Räumen der Bundesrepublik an einem hinreichenden und differenzierten medialen Ange-
bot: Probleme des ländlichen Raumes werden von „städtisch geprägten“ Lokalmedien
nicht oder nur unzureichend aufgegriffen, weil Verlage und Redaktionen in den Städten
angesiedelt sind. Auf dem Lande werden allenfalls unzureichend ausgestattete .Außenpo-
sten“ unterhalten.
Auf der anderen Seite ist festzustellen, daß auch das personale Kommunikationsnetz in 
Dörfern und kleinen Gemeinden brüchig geworden ist. Selbst in kleinen Landgemeinden
kann heute nicht mehr auf Medien zur Vermittlung von Informationen verzichtet werden.
Es mangelt jedoch an solchen Medien und Informationsangeboten, die den spezifischen
Bedingungen ländlicher Räume entsprechen.
Die Existenz einer befriedigenden „kommunikativen Infrastruktur" in Dörfern und Ge-
meinden des ländlichen Raumes ist jedoch ein Kernproblem für die Veränderung der
„Krise ländlicher Lebenswelten". Im vorliegenden Beitrag wird die These vertreten, daß
durch die Verbesserung der Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten Chancen
zur Wiederherstellung der vielfach verlorengegangenen kulturellen und sozialen Identi-
tät in Landgemeinden gegeben sind. In diesem Zusammenhang wird für den systemati-
schen Ausbau von Zielgruppenmedien plädiert (Druckmedienangebot, Regional- und
Lokalprogramme im Rundfunk).



Claudia Koch-Arzberger: Politische Orientierungen von Ausländern in der
Bundesrepublik Deutschland
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/85, S. 31—45

Bei der Diskussion über die Integration der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden
Ausländer wird der Bereich der Politik zumeist nur am Rande betrachtet, da die Auslän-
der vom Basiselement jeder politischen Beteiligung, der Mitwirkung bei den Wahlen, aus-
geschlossen sind. Doch das daraus resultierende Informationsdefizit erhöht die Gefahr
falscher Zuschreibungen und irrationaler Befürchtungen, die dann ihrerseits die Suche
nach vernünftigen Lösungen blockieren können.
Eine detaillierte Analyse der politischen Einstellungen der Ausländer zeigt, daß sich
deren stärkere Einbeziehung in das politische System der Bundesrepublik, gleichviel auf
welcher Ebene, zwar wahrnehmbar auf die derzeitigen Kräfteverhältnisse zwischen den
einzelnen Parteien auswirken, aber keineswegs die Grenzen zwischen dem demokrati-
schen Grundkonsens und den extremistischen Randzonen verschieben würde. Ein Ver-
gleich der Präferenzen für die Parteien in den jeweiligen Heimatländern mit denen für die
Parteien in der Bundesrepublik läßt sogar eine gewisse Verlagerung in die politische
Mitte erkennen.
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